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I. EinführungA/orbemerkung 

Dem unbaren Zahlungsverkehr kommt im Wirtsehafts- 
kreislauf eine besondere Bedeutung zu. ln den alten Mit- 
gliedstaaten der Europäisehen Union (EU- 15) werden 
jährlieh mehr als 57 Milliarden unbare Transaktionen 
dureh Retailkunden und Unternehmen mittels Überwei- 
sung, Lastsehrift, Karten- oder Seheekzahlung im Mas- 
senzahlungsverkehr abgewiekelt. Allein auf Deutsehland 
entfallt dabei ein Anteil von fast 25 Prozent. Im Jahre 
2003 tätigte jeder Einwohner 162 unbare Transaktionen; 
im europäisehen Vergleieh belegte Deutsehland damit ei- 
nen Mittelplatz. ' 

Allein diese Zahlen und die bevorstehenden rasanten Ent- 
wieklungen im grenzübersehreitenden Massenzahlungs- 
verkehr innerhalb und außerhalb der Europäisehen Union 
besehreiben eindrueksvoll die Tatsaehe, dass ein Giro- 
konto als Bindeglied zum Wirtsehaftskreislauf und damit 
für die gewöhnliehe Lebensführung in unserer Wirt- 
sehaflswelt niehf mehr wegzudenken isf. Der Verlusf oder 
die Verweigerung des Girokontos haben einen Aussehluss 
vom bargeldlosen Zahlungsverkehr zur Folge. Dies führt 
zu wesentliehen Belastungen der Betroffenen aber aueh 
der Allgemeinheit. 

Ein Girokonto ist für die wirfsehaftliehe Integration und 
die Integration auf dem Arbeitsmarkt unentbehrlieh. Kon- 
tolosigkeit und damit der Aussehluss vom bargeldlosen 
Zahlungsverkehr sind nieht nur finanziell naehfeilig, son- 
dern besehränken die Betroffenen in ihrer wirtsehaftli- 
ehen Handlungsfreiheit und können existenzbedrohend 
sein. Die Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr ist 
in der modernen Finanzdienstleistungsgesellsehafl Aus- 
weis von Bonität: Häufig werden kein Mietvertrag, kein 
Stromliefervertrag, kein Festnetzansehluss und in der Re- 
gel aueh kein Arbeitsvertrag ohne die Erteilung einer Ein- 
zugsermäehtigung für ein Girokonto oder den Naehweis 
einer Kontoverbindung abgesehlossen. Um die notwendi- 
gen Zahlungsvorgänge vornehmen zu können, müssen 
kontolose Privathaushalte Bareinzahlungen und -Über- 
weisungen veranlassen. 

Girokonten sind daher ein unverziehtbares Vehikel als 
Tor für die Teilhabe am bargeldlosen Zahlungsverkehr. 
Girokonfen dienen hierbei der Abwieklung grundsäfzlieh 
aller Bankgesehäfte, insbesondere der Verbuehung von 
Siehteinlagen, d. h. fäglieh fälliger Gelder. Grundlage für 
das Girokonto ist der Girovertrag. Der Inhalt des Girover- 
trages ist mit dem Überweisungsgesetz vom 21. Juli 
1999^ ausdrüeklieh in § 676f des Bürgerliehen Gesetzbu- 
ehes (BGB) geregelt worden: Danaeh wird das Kreditin- 
stitut dureh den Girovertrag verpfliehtet, für den Kunden 
ein Girokonto einzuriehten, eingehende Zahlungen auf 
dem Konto gutzusehreiben und abgesehlossene Überwei- 
sungsverträge zu Lasten des Kontos abzuwiekeln. 

Die Bedeutung des Girokontos als Portal zum unbaren 
Zahlungsverkehr für den Einzelnen isf heute größer denn 
je. Über Konfen gefätigfe unbare Zahlungen haben die 


* Vergleiche Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Dezember 2005. 
2 BGBl. 1999 IS. 1642. 


Bargeldzahlung in vielen Bereiehen des Gesehäftsver- 
kehrs zur Marginalie gemaehf. Aueh der Sfaat foreierf ge- 
genwärtig die Reduktion von Barzahlungen in der öffent- 
liehen Verwaltung; dies gilt aueh für die Justiz, ln der 
Finanzverwaltung sind gemäß § 224 Abs. 3 Satz 1 der 
Abgabenordnung Zahlungen (z. B. Steuererstattungen) 
grundsätzlieh unbar zu leisten. 

Es besteht darüber hinaus aus vielfältigen Gründen ein 
grundsätzliehes öffentliehes Interesse daran, das Zah- 
lungsströme des Einzelnen über Konten in Netzwerken li- 
zenzierter Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute ab- 
gewiekelt werden. Die Situation in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, in denen 25 Prozent der Bevölke- 
rung ohne Konto ist^, zeigt, dass Geldwäseheaktivitäten 
in vielen Fällen dureh Finanzströme, die nieht über Kon- 
ten fließen, gefördert wird. Der Aussehluss oder die 
Niehtteilnahme des Einzelnen am Zahlungsverkehr führt 
dazu, dass Zahlungen intransparent abgewiekelt werden, 
etwa über Konten, deren Inhaber Dritte sind (Strohmann- 
konten) oder Unternehmen genutzt werden, die unlizen- 
ziert am Markt operieren (Sehattenbanken). Der Gesetz- 
geber hat dem Transparenzgebot dureh versehiedene 
Normen (§ 8 Geldwäsehegesetz, § 1 Abs. la Nr. 6 sowie 
§ 25b Kreditwesengesetz) Reehnung getragen. Dureh die 
nationale Umsetzung der Dritten Geldwäseheriehtlinie 
vom 26. Oktober 2005^* muss dem Transparenzgebot be- 
züglieh der Nutzung von Konten dureh Dritte und bei 
Bartransaktionen noeh stärker Reehnung getragen wer- 
den. 

Obgleieh eine hohe Versorgungsdiehte mit Girokonten in 
der Bundesrepublik Deutsehland besteht, haben de faeto 
naeh wie vor eine Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern 
bisher kein privates Girokonto bzw. ist eine mit diesen 
bereits bestehende Kontoverbindung seitens der Kredit- 
institute in der Vergangenheit beendet bzw. gekündigt 
worden. Dieser Saehverhalt ist zwisehen der Kreditwirt- 
sehaft, den Verbrauehersehutzverbänden und der Bundes- 
regierung unstreitig. Strittig ist lediglieh die Dimension 
dieses Problems. 

Die Gründe hierfür sind vielsehiehtig: Konfen werden 
von den Kreditinsfitufen niehf eröffnef oder gekündigf, 
weil z. B. Mehrfaehpfändungen das Konfo über Gebühr 
belasfen, über den Kunden negative SCHUFA^-Aus- 
künfte eingeholt worden sind bzw. eine Kontoverbindung 
aus anderen Gründen für das Kreditinstituf nieht zumut- 
bar ist oder erseheint. Darüber hinaus können gesehäftli- 
ehe Entseheidungen von Kreditinstituten eine Rolle spie- 
len, Kontoverbindungen im Retailgesehäfl für besfimmfe 
Kundengruppen nieht aufreehtzuerhalten bzw. nieht zu 
eröffnen. Im Übrigen können Saehverhalte eine Rolle 
spielen, bei denen Kunden überhaupt kein Konto eröffnen 
wollen, etwa weil ihnen die (Mit-)Nutzung von Konten 


^ Vergleiche Economist vom 6. Mai 2006, S. 80. 

4 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Verhinde- 
rung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 
und der Terrorismusfmanzierung vom 26. Oktober 2005, 2005/60/ 
EG, ABI. L 309 vom 25. November 2005. 

^ SCHUFA steht für die Schutzgemeinschaft für die allgemeine Kre- 
ditsicherung. 
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Dritter ermöglicht wird und beim Kunden ein Interesse 
besteht, als Kontoinhaber im Geschäftsleben und gegen- 
über öffentlichen Stellen nicht in Erscheinung zu treten. 

Mit dem Verlust des vorhandenen bzw. mit der Nichter- 
öffnung eines privaten Girokontos kann eine wirtschaftli- 
che und soziale Ausgrenzung verbunden sein, wenn alle 
Geldtransfers in der Bundesrepublik Deutschland und 
perspektivisch mit Blick auf einen paneuropäischen Zah- 
lungsverkehrsraum nur noch bargeldlos abgewickelt wer- 
den. 

Hinzu können finanzielle und weitere soziale Folgen ein- 
treten. Bei der Bewerbung um einen Arbeitsplatz oder bei 
der Suche nach einer Wohnung wird die Tatsache, keine 
Bankverbindung angeben zu können, schnell zum Stigma. 
Auch sind Bareinzahlungen und Baranweisungen - we- 
gen der damit auf Seiten der Kreditinstitute verbundenen 
Bearbeitungsaufwände - mit überdurchschnittlichen Ge- 
bühren (bzw. Abschlägen) verbunden, was in der Summe 
nicht unbeträchtliche finanzielle Einbußen mit sich bringt. 

II. Berichtsauftrag 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 178. Sitzung am 
5. Juni 1997 aufgrund des Berichtes und der Beschluss- 
empfehlung des Finanzausschusses® eine Entschließung 
zum Girokonto für jedermann angenommen. Darin for- 
dert er die Bundesregierung auf, ihm über die weitere 
Umsetzung der Empfehlung Girokonto für jedermann der 
im Zentralen Kreditausschuss zusammengeschlossenen 
Verbände der Kreditwirtschaft bis zum 3 1 . Dezember 

1999 erneut zu berichten. Der zweite Bericht der Bundes- 
regierung zum Girokonto für jedermann wurde am 6. Juni 

2000 vorgelegri. 

Zu diesem zweiten Bericht hat der Deutsche Bundestag in 
seiner 215. Sitzung am 31. Januar 2002 aufgrund der Be- 
schlussempfehlung des Finanzausschusses* eine weitere 
Entschließung zum Girokonto für jedermann angenom- 
men. Darin fordert er die Bundesregierung auf, alle zwei 
Jahre einen Bericht über die weitere Umsetzung der Emp- 
fehlung des Zentralen Kreditausschusses, die Wirkung 
der Beschwerdestellen und die Struktur der Inhaber von 
Girokonten für jedermann (Jugendliche, überschuldete 
Haushalte, Sozialhilfebezieher) als Grundlage für die 
Prüfung einer gesetzlichen Regelung vorzulegen und das 
Problem der Mehrfachpfändungen bei der Neuregelung 
der Pfändungsfreigrenzen zu beachfen. 

ln der Folge haf der Deufsche Bundesfag in seiner weife- 
ren Entschließung zu dem im Jahre 2004 vorgelegten drit- 
ten Bericht der Bundesregierung^ entsprechend der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Finanzaus- 
schusses'“ in seiner 116. Sitzung am 30. Juni 2004 die 
Bundesregierung zudem aufgefordert. 


^ Vergleiche Bundestagsdrucksache 13/7627. 
^ Vergleiche Bundestagsdrucksache 14/3611. 
^ Vergleiche Bundestagsdrucksache 14/5216. 
^ Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/2500. 
10 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/3274. 


1. auf die Kreditwirtschaft in geeigneter Weise einzu- 
wirken, verwertbare Daten vorzulegen, aus denen 
hervorgeht, wie oft und weshalb die Kreditinstitute 
die Einrichtung eines Girokontos ablehnen oder ein 
solches Konto kündigen; die Datenerhebung soll je- 
doch keine Überbürokratisierung herbeiführen; 

2. sich dafür einzusefzen, dass die Selbsfverpflichtung 
der Kredifwirtschaft dahin gehend ergänzt wird, dass 
die Kündigung von Girokonten und die Ablehnung 
eines beantragten Girokontos schriftlich begründet 
und auf die Möglichkeit der kostenlosen Inanspruch- 
nahme einer Schlichtungsstelle deutlich hingewiesen 
wird; 

3. darauf hinzuwirken, dass die Schlichtungsstellen 
sämtliche Beschwerden von Kunden über die Ableh- 
nung oder Kündigung von Girokonten entgegenneh- 
men. Unabhängige Personen sollen diese zeitnah prü- 
fen. Die Schlichtersprüche sollen in geeigneter Form 
veröffentlicht werden. 

Aufgrund der genannten Entschließungen ist in diesem 
Jahr ein weiterer Bericht der Bundesregierung zur Umset- 
zung der Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses 
zum Girokonto für jedermann vorzulegen. 

III. Hintergrund 

1. Empfehlung des Zentralen Kredit- 
ausschusses vom Juni 1995 

Aufgrund der öffentlichen Diskussion Mitte der neunzi- 
ger Jahre zu einer Vielzahl von Fällen, in denen es zu Pro- 
blemen bei der Eröffnung und im Zusammenhang mit der 
Kündigung von Girokonten gekommen war, haben die im 
Zentralen Kreditausschuss (ZKA) zusammengeschlosse- 
nen Spitzenverbände der Kreditwirtschaft (Bundesver- 
band deutscher Banken [BdB], Bundesverband der Deut- 
schen Volksbanken und Raiffeisenbanken [BVR], 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband [DSGV], Bun- 
desverband Öffentlicher Banken Deutschlands [VÖB] 
und Verband Deutscher Pfandbriefbanken [vdp]) im Jahre 
1995 gegenüber ihren Mitgliedsinstituten die ZKA-Emp- 
fehlung zum Girokonto für jedermann ausgesprochen. 
Nach dieser Empfehlung, die allerdings gegenüber den 
Mifgliedsinsfitufen keinerlei rechtliche Bindungswirkung 
hat und auch die Verbände zu nichts verpflichtet, sollen 
alle Kreditinstitute, die Girokonten für alle Bevölke- 
rungsgruppen führen, für jede Bürgerin und jeden Bürger 
in ihrem jeweiligen Geschäftsgebiet auf Wunsch ein 
Girokonto führen. 

Der Kunde soll durch das in der Empfehlung angespro- 
chene Girokonto für jedermann die Möglichkeif zur Ent- 
gegennahme von Gutschriften, zu Barein- und -auszah- 
lungen sowie zur Teilnahme am Überweisungs- bzw. 
Zahlungsverkehr erhalten. Überziehungen braucht das 
Kreditinstitut allerdings nicht zuzulassen. Jedem Institut 
soll es freigestellt sein, darüber hinausgehende Bank- 
dienstleistungen anzubieten. 

Die Bereitschaft zur Kontoführung soll unabhängig von 
Art und Höhe der Einkünfte, z. B. Arbeitslosengeld 11, 
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Sozialhilfe gegeben sein. Auch Eintragungen bei der 
SCHUFA, die auf schlechte wirtschaftliche Verhältnisse 
des Kunden hindeuten, sollen allein kein Grund für das 
Institut sein, die Führung eines Girokontos zu verwei- 
gern. Die Empfehlung soll nur dann nicht greifen, wenn 
der Kunde bereits über ein Girokonto verfugt oder die 
Kontoführung für das Kredifinsfituf unzumufbar isf. Im 
Fall der Unzumutbarkeit darf die Bank auch ein bestehen- 
des Konto kündigen. Die ZKA-Empfehlung enthält eine 
nicht abschließende Aufzählung möglicher Unzumutbar- 
keitsgründe. 

Der vollständige Wortlaut der ZKA-Empfehlung ergibt 
sich aus der Anlage. 

Für den Bereich der öffentlich-rechtlich organisierten 
Sparkassen gelten folgende Besonderheiten: 

Obwohl die öffentliche Rechtsform alleine die Sparkassen 
noch nicht im Rechtssinne dazu verpflichtet, jedermann 
ein Girokonto auf Guthabenbasis anzubieten, spielen die 
Institute der Sparkassen-Finanzgruppe in Deutschland 
beim Zugang zum bargeldlosen Zahlungsverkehr auf- 
grund ihrer starken Stellung im Retailgeschäft und ihrer 
Präsenz in der Fläche eine bedeutende Rolle. 

Die Hälfte aller Sparkassengesetze bzw. -Verordnungen 
der Länder, in deren Gesetzgebungskompetenz die Spar- 
kassen fallen, enthalten inzwischen zudem ausdrückliche 
Regelungen über die Verpflichtung zur Führung von Giro- 
konten für Personen mif Wohnsifz in ihrem Geschäftsbe- 
zirk (Konfrahierungszwang). Entsprechende Vorschriften 
bestehen in allen neuen Bundesländern (Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen) sowie in Bayern, Nordrhein- Westfalen und 
Rheinland-Pfalz. 

ln zwei Bundesländern (Hessen und Schleswig-Holstein) 
enthalten zwar nicht die jeweiligen Sparkassengesetze, 
aber die Mustersatzungen des regionalen Sparkassen- und 
Giroverbandes die Verpflichtung zur Führung von Giro- 
konten. Die Mustersatzungen werden regelmäßig zur 
Grundlage für die Geschäftsfäfigkeif der Mifgliedsspar- 
kassen gemacht; Abweichungen bedürften der Genehmi- 
gung durch die zuständige Aufsichtsbehörde. 

Alle diese Regelungen, unabhängig davon, ob diese in 
den jeweiligen Sparkassengesetzen oder in den Muster- 
satzungen enthalten sind, enthalten auch Ausnahmen vom 
Kontrahierungszwang (siehe dazu unter Abschnitt IV. 
Nr. 2 Buchstabe d ,Ablehnungs- und Kündigungsgründe“). 

Über die spezifischen Auswirkungen dieser bestehenden 
sparkassenrechtlichen Verpflichtung zur Führung von 
Girokonten liegen für die einzelnen Regionen keine be- 
lasfbaren Aussagen oder Vergleichswerte zur Handha- 
bung des Girokontos für jedermann im Bereich der Pri- 
vatbanken vor. 

2. Bisherige Berichte der Bundesregierung 

a) Der erste Bericht der Bundesregierung 

Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages hatte 
die Bundesregierung bereits im September 1995 um einen 


Bericht zu den Auswirkungen der ZKA-Empfehlung ge- 
beten. Die Bundesregierung ist diesem Auftrag im Sep- 
tember 1996 nachgekommen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßte in seiner hierzu gefass- 
ten Entschließung" zum einen die mit dieser Empfehlung 
des Zentralen Kreditausschusses eingetretenen Fort- 
schritte in diesem Bereich. Er stellte aber andererseits 
auch fest, dass es in einer Anzahl von Fällen zu Schwie- 
rigkeiten bei der Umsetzung der Empfehlung gekommen 
sei. Wegen der Bedeutung des Fragenkomplexes werde 
der Deutsche Bundestag zudem die Entwicklung in die- 
sem Bereich und insbesondere die weitere Umsetzung der 
Empfehlung auch in Zukunft aufmerksam verfolgen. Er 
forderte daher die Bundesregierung auf, ihm über die 
weitere Umsetzung der Empfehlung bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 1999 erneut zu berichten. 

Der Deutsche Bundestag ging hierbei davon aus, dass die 
deutsche Kreditwirtschaft hierfür aussagekräftiges Daten- 
material zur Umsetzung der Empfehlung vorlegen wird. 
Dies gelte insbesondere für Dafenmaferial im Hinblick 
auf die Anzahl der eröffnefen und geführten Konten auf 
Guthabenbasis und die Erfassung der Gründe, die im Ein- 
zelfall zu einer Ablehnung der Kontoeröffnung bzw. de- 
ren Kündigung geführt haben. 

Vor diesem Hintergrund wurde die Einführung einer ge- 
sefzlichen Regelung von der Bundesregierung seinerzeif 
nicht als geboten erachtet. 

b) Der zweite Bericht der Bundesregierung 

Nach den zum damaligen Zeitpunkt vorliegenden Daten 
und Erkenntnissen der Bundesregierung hatte sich die Si- 
tuation seit Sommer 1996 grundsätzlich gebessert. Der 
mit der ZKA-Empfehlung beschrittene Weg einer freiwil- 
ligen Regelung durch die Kreditwirtschafl hatte sich nach 
der damaligen Auffassung der Bundesregierung grund- 
sätzlich bewährt. Trotz dieser aus Sicht der Bundesregie- 
rung grundsätzlich positiven Entwicklung zeigten die zu 
dieser Thematik vorliegenden Eingaben allerdings, dass 
es nach wie vor Fälle gab, in denen Kreditinstitute die 
ZKA-Empfehlung nicht beachteten und eine Ablehnung 
der Kontoeröffnung beziehungsweise Kontokündigung 
zu Unrecht erfolgte. Vor diesem Hintergrund bestand 
nach Auffassung der Bundesregierung weiterhin Hand- 
lungsbedarf Die Bundesregierung regte die konsequente 
und fiächendeckende Umsetzung der ZKA-Empfehlung 
an und postulierte die Ergänzung der Empfehlung um ei- 
nen Passus, demzufolge Kunden sich bei einer - aus ihrer 
Sicht zu Unrecht erfolgten Ablehnung einer Kontoeröff- 
nung bzw. Kontokündigung - an eine zuständige Stelle 
innerhalb des betroffenen Verbands wenden können. 
Hierfür sollten Stellen eingerichtet werden, sofern diese 
nicht bereits vorhanden waren. 

Der Deutsche Bundestag stellte in seiner Beschlussemp- 
fehlung'3 insoweit fest, dass es eine sich aus der Gemein- 


Vergleiche Bundestagsdrucksache 13/7627. 
Vergleiche Bundestagsdrucksache 14/3611. 
13 Vergleiche Bundestagsdrucksache 14/5216. 
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Wohlverpflichtung des Eigentums ergebende Aufgabe al- 
ler Kreditinstitute sei, die Teilnahme am bargeldlosen 
Zahlungsverkehr ohne Diskriminierung zu ermöglichen. 
Damit werde auch ein wirksamer Beitrag zur Armutsprä- 
vention geleistet. Der Deutsche Bundestag erkannte an, 
dass die Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses in 
vielen Fällen zur Einrichtung eines Girokontos geführt 
habe. Er erwarte jedoch, dass vor allem die öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstitute ihrer besonderen Verantwor- 
tung in diesem Bereich nachkommen. 

Der Deutsche Bundestag sah im Übrigen in der Einrich- 
tung von Beschwerdestellen einen sinnvollen Beitrag 
dazu, das Ziel eines Girokontos für jedermann umfassen- 
der zu erreichen. Er bat daher die Bundesregierung, alle 
zwei Jahre einen Bericht über die Umsetzung der Emp- 
fehlungen, die Wirkung der Beschwerdestellen und die 
Struktur der Inhaber von Girokonten für jedermann (Ju- 
gendliche, überschuldete Haushalte, Sozialhilfebezieher) 
als Grundlage für die Prüfung vorzulegen, ob eine gesetz- 
liche Regelung notwendig ist. Ferner forderte er die Bun- 
desregierung auf, das Problem der so genannten Mehr- 
fachpfändungen in die Überlegungen zur Neuregelung 
der Pfändungsfreigrenzen einzubeziehen. 

c) Der dritte Bericht der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat in ihrem dritten Bericht ausge- 
fuhrt, dass die von den Bankenverbänden vorgelegten 
Zahlen daraufhindeuten würden, dass die Anzahl der Gi- 
rokonten für jedermann nochmals (seif dem zweiten Be- 
richt von 1999) erhöht werden konnte. Sie hat allerdings 
deutlich hervorgehoben, dass aufgrund des nur einge- 
schränkt bewertbaren Datenmaterials eine sichtbare Ver- 
besserung der Situation in diesem Bereich nicht bestätigt 
werden kann. 

Trotz zunehmender Akzeptanz und Umsetzung der ZKA- 
Empfehlung durch die Kreditwirtschaft bestehe zur Errei- 
chung des Ziels „Girokonto für jedermann“, das auch 
wirtschaftlich schwachen Haushalten die Teilhabe am 
bargeldlosen Zahlungsverkehr ermöglichen soll, noch 
Handlungsbedarf Die Banken seien daher auch für die 
Zukunft zu einer konsequenten und flächendeckenden 
Anwendung der ZKA-Empfehlung anzuhalten, da die Be- 
deutung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs noch stärker 
zunehmen werde. 

Handlungsbedarf bestehe hinsichtlich der Steigerung der 
Attraktivität und verbraucherfreundlichen Ausgestaltung 
der außergerichtlichen Schlichtungsstellen der Banken- 
verbände (z. B. ausdrückliche schriftliche Benennung 
dieser Stellen im Falle einer Kontoablehnung oder -kün- 
digung; schriftliche Dokumentation der Ablehnungs- 
gründe; Veröffentlichung der Gründe für die Enfschei- 
dungen der Schlichfungssfellen in kurzer anonymisierter 
Form). Die Bundesregierung betonte in diesem Zusam- 
menhang, dass hierdurch ebenso gewährleistet werden 
könnte, dass einzelne Schlichtersprüche Signalwirkung 
auch für andere Banken entwickelten. 

Zur Entlastung der Schuldner- und Verbraucherberatun- 
gen sollte eine Schlichtung bei den Bankenverbänden 


zum Regelfall werden. Durch geeignete Maßnahmen 
sollte daher die Kreditwirtschaft den Bekanntheitsgrad 
sowie Akzeptanz und Vertrauen in die Schlichtungsver- 
fahren der Banken noch deutlicher hervorheben und stei- 
gern. 

Vor diesem Hintergrund empfahl die Bundesregierung, 
den ZKA aufzufordem, 

- auch künftig an der Selbstverpflichtung festzuhalten 
und für eine weifere konsequenfe und flächende- 
ckende Anwendung bei allen angeschlossenen Banken 
zu sorgen; 

- bei der Kündigung von Girokonten und bei der Ableh- 
nung eines beantragten Girokontos die Gründe schrift- 
lich mitzuteilen, sowie auf die Möglichkeit einer kos- 
tenlosen Inanspruchnahme der Schlichtungsstellen 
hinzuweisen; 

- sicherzustellen, dass bei den Schlichtungsstellen sämt- 
liche Beschwerden von Kunden über die Ablehnung 
oder Kündigung von Girokonten entgegengenommen 
und von unabhängigen Personen zeitnah geprüft wer- 
den, und die Schlichtersprüche in geeigneter Form zu 
veröffentlichen; 

- sicherzustellen, dass für den nächsten Bericht bewert- 
bare Daten, insbesondere auch zur Struktur der Konto- 
inhaber und den Gründen für die Ablehnung und Kün- 
digung eines Girokontos, vorgelegt werden können. 

Vor diesem Hintergrund hielt die Bundesregierung eine 
gesetzliche Verpflichtung der Kreditwirtschaft zur Ein- 
richtung von Girokonten auch zum damaligen Zeitpunkt 
für nichf erforderlich. 

3. Beschluss des Deutschen Bundestages 
vom 30. Juni 2004 

Der Deutsche Bundestag hat am 30. Juni 2004 die Be- 
schlussempfehlung des Finanzausschusses vom 8. Juni 
2004 mit den Stimmen aller Fraktionen bei Enthaltung 
einer fraktionslosen Abgeordneten angenommen. Er be- 
grüßte in dieser Beschlussempfehlung, dass die Kredit- 
wirtschaft sich um einen verbesserten Zugang zum bar- 
geldlosen Zahlungsverkehr bemüht, dass viele öffentlich- 
rechtliche Kreditinstitute ihrer besonderen Verantwortung 
in diesem Bereich nachkommen und dass einige Länder 
eine solche Verpflichtung in ihre Sparkassenverordnun- 
gen aufgenommen haben. 

Der Deutsche Bundestag erwartete allerdings, dass die 
Kreditinstitute die Empfehlung des Zentralen Kreditaus- 
schusses konsequent und flächendeckend anwenden. Zu- 
dem wurde von ihm die Erwartung zum Ausdruck ge- 
bracht, dass alle Banken verwertbare Daten bereitstellen, 
aus denen hervorgeht, wie oft und weshalb sie die Ein- 
richtung eines Girokontos ablehnen oder ein solches 
Konto kündigen. Außerdem sollten die Kreditinstitute 
künftig verstärkt auf die Möglichkeit der Schlichtung von 
Streitfällen in Sachen Girokonto hinweisen. 


14 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/3274. 
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Der Deutsche Bundestag hielt unter Anerkennung des Be- 
strebens der Kreditwirtschaft, diesen Prozess fortzuset- 
zen, insbesondere das Informationsgebot zur Möglichkeit 
der Inanspruchnahme der Schiedsstellen zu verbessern, 
eine bundesgesetzliche Verpflichtung der Kreditwirt- 
schaft zur Einrichtung von Girokonten zum damaligen 
Zeitpunkt für nicht geboten. Vielmehr forderte er die 
Bundesregierung zur Vorlage eines weiteren Berichts 
über die Umsetzung der von ihm angeregten Maßnahmen 
auf 

IV. Stand der Umsetzung derZKA-Empfehlung 

1. Datenerhebung zur weiteren Entwicklung 

Bereits bei der Diskussion zum ersten Bericht der Bun- 
desregierung hatte der Finanzausschuss zum Ausdruck 
gebracht, dass er neben dem Erfahrungsbericht der Bun- 
desregierung von der Kreditwirtschaft die Vorlage aussa- 
gefähigen Datenmaterials zu dieser Problematik erwar- 
tet. Deshalb hat der Deutsche Bundestag im Anschluss 
an seine Ausführungen im Jahre 1997 in seinen Enf Schlie- 
ßungen in den Jahren 2002 und 2004 noch einmal ein- 
dringlich auf diesen Aspekt hingewiesen und die Bedeu- 
tung aussagekräftigen Datenmaterials für die Klärung der 
Frage, ob eine gesetzliche Regelung zum Girokonto für 
jedermann erforderlich isf, erneut herausgehoben. 

Obgleich die deutsche Kreditwirtschaft insoweit keinen 
Informationspflichten gegenüber dem Deutschen Bundes- 
tag und der Bundesregierung unterliegt, kommt diesem 
an die Kreditwirtschaft gerichteten Petitum zur Vorlage 
aussagekräftigen Datenmaterials eine zentrale Bedeutung 
zu. 

Das federführende Bundesminisferium der Finanzen 
(BMF) hat entsprechend diesen Entschließungen des 
Deutschen Bundestages in mehreren Besprechungen'^ 
sowie zur Vorbereitung des vorliegenden Berichts die im 
ZKA zusammengeschlossenen Spitzenverbände der 
Kreditwirtschaft (BdB, BVR, DSGV, VÖB, vdp) um Vor- 
lage aussagefahigen und belastbaren Datenmaterials ge- 
beten. 

Bereits in der Besprechung im Jahre 2004 regte das BMF 
gegenüber dem ZKA zudem die Einführung eines mög- 
lichsf unkomplizierfen Verfahrens zur Verbesserung der 
gegebenen Datenlage und zur Verbesserung des empiri- 
schen Befundes über die Dimension gekündigter und ver- 
weigerter Girokonten an. Ziel eines solchen verbandsin- 
temen Meldewesens der Kreditwirtschaft sollte dabei 
sein, eine für alle mit dem Gesamtkomplex befassten 
Stellen tragfahige und valide Datenlage zu schaffen, da 
aus Sicht des BMF andere Erfassungsmöglichkeiten, 
etwa über die Verbraucherschutzverbände, nicht zur Ver- 
fügung stünden bzw. mit hohen Fehlerquotienten belastet 
wären. 


15 Vergleiche Bundestagsdrucksache 13/7627, S. 161. 

1^ Am 7. Dezember 2004 und am 17. Mai 2005 im Bundesministerium 
der Finanzen, Berlin. 


Mit dem ZKA wurde vereinbart, dass die Erhebung der 
Zahlen zum Girokonto für jedermann verbandsübergrei- 
fend vereinheitlicht wird. Ebenso bestand Einigkeit, dass 
das entsprechende Datenmaterial dem BMF Mitte 2005 
und Ende 2005 zur Verfügung gesfellt wird. Soweit mög- 
lich, sollten zur Verstärkung der Transparenz der Daten 
Teilmengen/Untergruppen hinsichtlich der Struktur der 
Inhaber der Girokonten (Minderjährige etc.) dargestellt 
und übermittelt werden. 

Von der Kreditwirtschaft wurde dem BMF jedoch eine 
einheitliche Stellungnahme, die entsprechendes belastba- 
res empirisches Datenmaterial zu dem Gesamtkomplex 
enthält, nicht übersandt. 

ln Stellungnahmen des BdB, VÖB, vdp und des BVR ei- 
nerseits und des DSGV andererseits wurde eine Darstel- 
lung der Arbeit der Schlichtungsstellen unter Bezug- 
nahme auf den Tätigkeitsbericht 2004 des Ombudsmanns 
der privaten Banken, der Tätigkeitsbericht 2004 der Kun- 
denbeschwerdestellen des VÖB und der Tätigkeitsbericht 

2004 der Kundenbeschwerdestellen beim BVR vorge- 
nommen. Zudem haben die Spitzenverbände BVR, BdB, 
VÖB sowie der vdp auf Bitten des BMF in einer weiteren 
gemeinsamen Stellungnahme vom 3 1 . März 2006 nähere 
Angaben zum Kundenbeschwerdeverhalten und zur 
schriftlichen Begründung von Kontokündigungen oder 
-ablehnungen übermittelt. Der DSGV hat mit Schreiben 
vom 19. April 2006 Angaben zum Kundenbeschwerde- 
verfahren übersandt. 

Daneben übersandte der ZKA dem BMF einen Abdruck 
seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion 
DIE LINKE, zur Änderung des Gesetzes über das Kredit- 
wesen'^ sowie zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN „Recht auf Girokonto auf Guthabenbasis 
gesetzlich verankern“'*. 

Trotz mehrerer Bitten des BMF haben die Spitzenver- 
bände der Kreditwirtschaft ihre jeweiligen Mitgliedsinsti- 
tute erst im Sommer des vergangenen Jahres aufgefor- 
dert, die Kündigung und Ablehnung von entsprechenden 
Girokonten schriftlich zu begründen und darin auf die 
Möglichkeit der kostenlosen Inanspruchnahme einer 
Schlichtungsstelle hinzuweisen'^. Zur Unterstützung der 
einzelnen Institute wurden vom ZKA mit Blick auf die 
Beschlussfassung des Deutschen Bundestages hierzu Vor- 
drucke entwickelt. Diese Vordrucke stehen seit Sommer 

2005 über die jeweiligen Verlage der Institutsgruppen al- 
len Kreditinstituten zur Verfügung. Musfer der jeweiligen 
Vordrucke sind als Anlage 3 beigefügf. 

Neben dem ZKA haben die befeiligten Ressorfs, die Bun- 
desansfalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), die 
Bundesagentur für Arbeit (BA), die Arbeitsgemeinschaft 
Schuldnerberatung der Verbände (AG SBV) und der Ver- 
braucherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv) auf Bitten 


17 Vergleiche Bundestagsdrucksache 16/731. 

18 Vergleiche Bundestagsdrucksache 16/818. 

1^ Vergleiche ZKA-Pressemitteilung vom 6. September 2005; abzuru- 
fen unter www.zka.de. 
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des BMF eine Stellungnahme zu ihren Erfahrungen und 
Bewertungen zum Thema „Girokonto für jedermann“ für 
den diesjährigen Bericht der Bundesregierung abgegeben. 

2. Datenmaterial/Ausgangslage 

a) Entwicklung der Zahl der Girokonten für 
jedermann und Struktur der Kontoinhaber: 

Nach den Angaben, die von den im ZKA zusammenge- 
schlossenen Spitzenverbänden der Kreditwirtschaft über- 
mittelt worden sind, stellt sich die Entwicklung zur Anzahl 
der Girokonten für jedermann wie folgt dar (siehe Tabelle). 

Die von den Spitzenverbänden der Kreditwirtschaft über- 
mittelten Zahlen sind nach den Ausführungen des ZKA 
zum Erhebungszeitpunkt 31. Dezember 2005 innerhalb 
der jeweiligen Institutsgruppe mittels einer Einzelerhe- 
bung bei den jeweiligen Mitgliedsinstituten ermittelt wor- 


den. Es handele sich somit um eine Vollerhebung und 
nicht um eine Stichprobe. 

Nicht zuletzt um die Erhebung der bei den Sparkassen ge- 
führten Girokonten für jedermann fortzu entwickeln, sind 
in der Sparkassen-Finanzgruppe in der Vergangenheit 
Änderungen im Meldewesen zu den jährlich betriebswirt- 
schaftlich relevanten Daten etabliert worden. Diese sollen 
es ermöglichen, die Anzahl der bei jedem einzelnen Insti- 
tut getuhrten Konten zu erfassen; eine Ermittlung auf der 
Grundlage von Stichproben sei nach Auffassung des 
DSGV daher nicht erforderlich. Zudem werde durch die- 
ses Verfahren insbesondere gewährleistet, dass nur Kon- 
ten gezählt werden, die tatsächlich die Voraussetzungen 
eines Girokontos für jedermann erfüllen. 

Die nach der Stellungnahme des DSGV zum 31. Dezem- 
ber 2005 im „Rahmen des etablierten Verfahrens (Be- 
triebsvergleich) erfolgte Datenerhebung innerhalb“ der 


Kontenzahlen bei 
den Kreditinstitnten 
der Verbände 

September 1999 

September 2003 

Jnni 2005 

Dezember 2005 

BVR 

400.000 

500.000 

588.000 

605.000 

BdB 

150.000 

k. A. 

178.000 

188.000 

VÖB 

80.000 

180.000 

239.700 

260.600 

DSGV 

486.000 

834.700 

834.700 

839.000 

gesamt: 

1.116.000 

1.514.700 

1.840.400 

1.892.600 


Kontenzahlen bei den Kreditinstituten 


gesamt: 
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Sparkassen-Finanzgruppe kam zu dem Ergebnis, dass bei 
den Instituten der Sparkassen-Finanzgruppe 838 981 Gi- 
rokonten für jedermann geführt werden. In dieser Zahl 
seien allerdings aueh die Landesbanken mit so genannter 
Sparkassenfunktion, so die Landesbank Berlin (Berliner 
Sparkasse 30 772 Konten), die LBBW (10 211 Konten) 
und die NordLB (3 257 Konten) enthalten, die ordentli- 
ehe Mitglieder des VÖB sind. 

Die von allen Verbänden vorgelegten Zahlen besitzen al- 
lerdings - wie in der Vergangenheit aueh - insgesamt 
aueh hinsiehtlieh ihrer Entwieklung im Zeitverlauf nur 
eine eingesehränkte Aussagekraft, da 

- die Art der Erhebung zu den einzelnen Stiehtagen so- 
wohl innerhalb einer Institutsgruppe als aueh zwi- 
sehen den einzelnen Verbänden in sehr untersehiedli- 
eher Form erfolgte (Stiehproben, Zählungen); 

- teilweise EDV-Umstellungen stattfanden, naeh denen 
die Datenbestände nieht mehr miteinander vergleieh- 
bar sind; 

- teilweise die Zahlen für Girokonten für jedermann in 
der Vergangenheit nieht gesondert erfasst wurden und 

- die Zahlen untersehiedliehe Gruppen von Konten ent- 
halten. 

Es handelt sieh z. B. bei den unter dem Stiehwort „Giro- 
konto für jedermann“ zusammengefassten Konten teil- 
weise um Konten von Minderjährigen sowie um Konten, 
die auf Wunseh des Kontoinhabers auf Guthabenbasis ge- 
führt werden. Beispielhaft kann hier die vom BdB zum 
letzten Berieht der Bundesregierung übermittelte Anzahl 
von auf Guthabenbasis geführter Konten in Höhe von 
1 920 557 (ohne Minderjährige) genannt werden. 

In der Gesamtbetraehtung kann daher bei unklaren Erfas- 
sungsmethoden allenfalls von einem Trend gesproehen 
werden, dass die Zahl der Girokonten für jedermann seif 
Einführung der ZKA-Empfehlung im Allgemeinen und 
im Beriehtszeifraum im Besonderen gesfiegen isf, wobei 
die Verbände, was niehf verifizierbar bleibf, von einer 
Steigerung auf nunmehr rund 1,9 Millionen ausgehen. 

Informationen über die im selben Zeitraum gekündigten 
Konten wurden, gleiehwohl das federführende BMF 
mehrfaeh den ZKA darum gebefen haf, niehf vorgelegf, 
so dass im Ergebnis insoweif keine Aussage darüber ge- 
froffen werden kann, ob sieh die Zahl der Bürgerinnen 
und Bürger ohne Girokonto verringerf haf. 

Ebenso wie Zahlen zu Konfokündigungen fehlen, isf aueh 
dureh die Verbände kein Zahlenmaferial zu der Anzahl 
der Ablehnungen auf Eröffnung eines Girokontos für je- 
dermann vorgelegf worden. Naeh Mifteilung der Ver- 
bände werden Dafen über die Anzahl von Kontoableh- 
nungen oder Kündigungen sowie über die Struktur der 
Inhaber von Girokonten für jedermann nieht ermittelt. 
Solehe Informationen werden naeh Angaben der Ver- 
bände datenteehniseh nieht erfasst, da vollständig neue 


20 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/2500, S. 3. 


Meldeverfahren innerhalb der einzelnen Institutsgruppen 
und in den einzelnen Kreditinstituten selbst hätten aufge- 
baut werden müssen. Der Aufbau eines entspreehenden 
Meldeverfahrens sei kostenintensiv und stünde dabei im 
Widersprueh zur Maßgabe des Deutsehen Bundestages, 
bei der Erhebung keine Überbürokratisierung zu erzeu- 
gen.2' Zudem sei fraglieh, ob die Erhebung von Struktur- 
daten im Einklang mit dem Datensehutz stünde. 

Aueh von den Verbrauehersehutzverbänden konnten 
keine konkreten Zahlen zur Bezifferung der Anzahl von 
Bürgerinnen und Bürgern, denen unversehuldet kein Giro- 
konto zur Verfügung sfeht, vorgelegt werden. Sie verwei- 
sen jedoeh auf Umfragen und Stiehproben aus den Zeit- 
räumen Ende 2004 bis Anfang 2006, aus denen 
hervorgehe, dass es immer noeh viele Fälle gebe, in denen 
Guthabenkonten entgegen der ZKA-Empfehlung verwei- 
gert und bestehende Kontoverbindungen gekündigt wür- 
den. Sehätzungen der AG SBV gehen jedoeh von mindes- 
tens 500 000 Privathaushalten aus, die über kein 
Girokonto verfügen .22 

Anderweitige Erhebungen zur Anzahl der Kontoableh- 
nungen und Kontokündigungen sowie zur Struktur der In- 
haber von Girokonten für jedermann sind der Bundesre- 
gierung nieht bekannt. 

b) Entwicklung der Zahl der Personen 
ohne Girokonto 

Da keine gesonderte zahlenmäßige Erfassung der Bürge- 
rinnen und Bürger in der Bundesrepublik Deutsehland, 
die keinen Zugang zu einem Girokonto haben, erfolgt und 
entsprechendes belastbares Zahlenmaterial zum Giro- 
konto für jedermann durch die Kredifwirtschaft niehf 
übermitfelf worden isf, kann zur Entwicklung der Anzahl 
der Bürgerinnen und Bürger ohne Girokonto keine di- 
rekte belastbare Aussage getroffen werden. 

Da es keine verlässlichen empirischen Daten über die An- 
zahl von Personen ohne Girokonto gibt, bietet es sich 
-vergleichbar der Bestimmung einer Untergrenze bzw. 
der Analyse von Näherungswerten - an, sich mit anderen 
Methoden und Verfahrensweisen der Quantifizierung der 
Thematik „Girokonto für jedermann“ zu nähern. Es 
wurde deshalb geprüft, ob aus den der Bundesagentur für 
Arbeit bekannten Fällen von Zahlungen an Begünstigte, 
die über kein Konto vorgenommen werden, Schlussfol- 
gerungen bezüglich der Gesamtmenge der kontolosen 
Bürger in der Bundesrepublik Deutschland vorgenommen 
werden können. 

Wie bereits in der Antwort^^ auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE.^"* ausgeführt wurde, kommt es in 
einer Reihe von Fällen bei der Auszahlung von staatli- 
chen Leistungen vor, dass Berechtigte über kein Giro- 
konto für eine unbare Auszahlung der Geldleisfung verfü- 
gen oder aber eine anderweitige Zahlungsart wünschen. 
In diesen Fällen erfolgen die Zahlungen mittels Zahlungs- 


21 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/3274. 
Schuldenreport 2006, S. 67. 

22 Vergleiche Bundestagsdrucksache 16/810. 
24 Vergleiche Bundestagsdrucksache 16/721. 
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anweisung zur Verrechnung (ZzV) oder Zahlungsanwei- 
sung (ZAnw). 

Bei einer Zahlungsanweisung zur Verrechnung erhält der 
Berechtigte einen Brief mit einem scheckähnlichen Vor- 
druck, der bei den Postfilialen zur Barauszahlung vorge- 
legt oder bei einem Kreditinstitut zur Gutschrift auf ein 
Konto eingereicht werden kann. Bei einer Zahlungsan- 
weisung wird das Geld durch den Zusteller (Briefträger) 
ins Haus gebracht. 

Für einzelne Bereiche liegen statistische Daten der Bun- 
desagentur für Arbeit über die Häufigkeit der mittels ZzV 
oder ZAnw jährlich geleisteten Transaktionen in unter- 
schiedlicher Form und für unterschiedliche Zeiträume 
vor. 

Beispielhaft kann hier auf die Entwicklung im Bereich des 
Arbeitslosengeldes (Alg)/ftühere Arbeitslosenhilfe (Alhi), 


Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)AVeiterbildungskosten 
(WK), Arbeitslosengeld 11 (Alg ll)/Sozialgeld, Kindergeld 
(Auszahlung durch die Familienkassen bei der Bundesa- 
gentur für Arbeit) verwiesen werden (siehe obere Tabelle). 

Hinzuweisen ist, dass eine Gleichsetzung dieser Zahlen 
im Hinblick auf Empfängerinnen und Empfänger ohne 
Girokonto allerdings nicht zulässig ist. Bei der Bestim- 
mung der Zahl der kontenlosen Leistungsempfänger muss 
berücksichtigt werden, dass es sich bei den genannten 
Zahlungen um keine Einmalzahlungen handelt, sondern 
regelmäßig um monatlich fällige, periodische Zahlungen. 
Der Leistungszeitraum ist für den einzelnen Leistungs- 
empfänger in vielen Fällen kürzer als ein Jahr, so dass die 
Zahl der Leistungsempfänger für die einzelnen Erhe- 
bungsjahre nicht ermittelt werden kann. Im Übrigen sind 
Fälle denkbar in denen Barzahlungen vorgenommen wer- 
den, in denen der Leistungsempfänger fafsächlich ein der 


Anzahl der ZzV 

Jahr 

Alg/Alhi 


BAB - WK 

Kindergeld 

1996 

Fälle wurden sfatisfisch nicht erhoben 

1997 

1998 

1999 

2000 

1.148.493 


75.237 

946.228 

2001 

1.170.078 


78.287 

472.302 

2002 

1.331.345 


73.694 

398.831 

2003 

1.548.329 


54.856 

413.197 

2004 

1.665.923 


40.721 

448.951 


Alg (SGB III) 

Alg II (SGB II) 

BAB - WK 

Kindergeld 

2005 

364.535 

1.556.191 

16.599 

362.021 


Zahlungen im Monat Januar 2006: 



Lohnersatz- 
zahlungen SGB III 

Lohnersatz- 
zahlungen SGB II 

Kindergeld- 

zahlungen 

Fallzahl 

01/2006 

v.H. 

Fallzahl 

01/2006 

v.H. 

Fallzahl 

01/2006 

v.H. 

Zahlungen insgesamt 

I.7I9.62I 

100,00 

4.894.384 

100,00 

9.427.500 

100,00 

Davon Überweisungen 

1.699.813 

98,85 

4.752.754 

97,11 

9.370.746 

99,40 

davon ZzV insgesamt 

19.808 

1,15 

141.630 

2,89 

56.754 

0,60 

ZzV insgesamt 

19.808 

100,00 

141.630 

100,00 

56.754 

100,00 

davon FZzV 

119 

0,60 

2.255 

1,59 

6.697 

11,80 

davon PZzV 

19.689 

99,40 

139.375 

98,41 

50.057 

88,20 


FZzV = kostenfreie ZzV 
PZzV = kostenpflichtige ZzV 
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Bundesagentur für Arbeit nieht bekanntes Konto hat bzw. 
das Konto eines Dritten nutzt. 

Von der Anzahl der Lohnersatzzahlungen dureh ZzV 
kann nieht unmittelbar darauf gesehlossen werden, dass 
es sieh um Fälle handelt, in denen den Leistungsempfan- 
gem von der Kreditwirtsehaft die Eröffnung eines Giro- 
kontos grundsätzlieh verweigert worden ist. 

Die Zahlen ergeben daher nur einen Überblick über die in 
den einzelnen Jahren mittels einer Zahlungsanweisung er- 
folgten Barauszahlungen von Geldleistungen. 

Im Bereich des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 111) 
hatten die ZzV im Monat Januar 2006 mit insgesamt 
19 808 Stück einen Anteil von 1,15 Prozent an den Zah- 
lungen insgesamt. Davon werden 0,6 Prozent (119 Stück) 
ohne Einbehaltung der Kosten an die Leistungsempfanger 
übermittelt, weil diese nachweisen konnten, dass die Ein- 
richtung eines Kontos ohne eigenes Verschulden nicht 
möglich ist. 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass die Bundesagentur 
für Arbeit nach Angaben gegenüber dem ZKA im März 
2006 ihrerseits erst dann davon ausgeht, dass ein Leis- 
tungsempfänger unverschuldef kein Girokonto besitzt, 
wenn der Leistungsempfänger die zusfändige Kundenbe- 
schwerdesfelle des jeweiligen Kreditinstituts eingeschal- 
tet hat und ihm ein Schlichterspruch bestätigt, dass die 
ZKA Empfehlung von dem Kreditinstitut nicht beachtet 
wurde. 

Im Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 11) 
hatten die ZzV mit insgesamt 141 630 Stück einen Anteil 
von 2,89 Prozent an den Zahlungen insgesamt. Davon 
werden 1,59 Prozent (2 255 Stück) ohne Einbehaltung der 
Kosten an die Leistungsempfänger übermittelf. 

Im Bereich Kindergeld erhielten 0,6 Prozent, d. h. 56 754 
Empfänger das Kindergeld mittels ZzV. Das sind fasf 
67 Prozenf mehr als im Sepfember 2003^^. Der Anteil der 
kostenfrei übermittelten ZzV ist mit 11,8 Prozent (6 697 
Stück) deutlich höher als bei den SGB-Zahlungen. 

Obwohl allein aus dem Umstand, dass ein Leistungsemp- 
fänger über kein eigenes Girokonto verfügt, nicht gefol- 
gert werden kann, dass ein Konto nicht besteht bzw. ein 
Kreditinstitut dem Leistungsempfänger die Eröffnung ei- 
nes Girokontos zu Unrecht verweigert hat, zeigen die 
Zahlen aus dem Bereich der Bundesagentur für Arbeif 
eindeutig, welcher besondere Aufwand bei der Auszah- 
lung der staatlichen Leistungen in diesen Fällen wegen 
des Fehlens eines Girokontos entsteht. Eine nicht mögli- 
che unbare Zahlungsweise führt zudem - auch bei der 
Bundesagentur - zu höheren Aufwänden. 

c) Kontolosigkeit und Barzahlung als Kostenfaktor 

Die grundlegenden Veränderungen der Bedeutung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs im Retailbereich began- 
nen erst Ende der fünfziger Jahre, als farifverfraglich die 
bargeldlose Lohnzahlung im Regelfall vereinbart wurde. 


25 Im September 2003 wurden in 34 000 Fällen Kindergeld per ZzV 
ausgezahlt (Bundestagsdrucksache 15/2500). 


Damif wurde der Grundsfein für das heutige Massenge- 
schäft gelegt.^is 

Die besonderen Vorteile des bargeldlosen Zahlungsver- 
kehrs gegenüber der Barzahlung sind vielfältig. Zum ei- 
nen sind bargeldlose Zahlungen sicherer und bequemer, 
so dass der Zahlungsverkehr grundsätzlich vereinfacht 
wird. Zudem können durch den Zahlungsverkehr die mit 
dem Transport von Bargeld verbundenen hohen Trans- 
portkosten und logistischen Risiken reduziert und ausste- 
hende Zahlungen bargeldlos erheblich schneller als die 
umständliche Barzahlung bewirkt werden. Hierdurch 
sinkt zugleich das mit einer Bargeldhaltung verbundene 
Verlust- und Diebstahlrisiko.^’ Schließlich ist der bargeld- 
lose Zahlungsverkehr auch für die Kreditinsfifufe selbsf 
von großem Vorteil. Bargeldlose Zahlungen schaffen 
Sichteinlagen bei den Kreditinstituten und dadurch die 
Voraussetzung für ihre Kredifschöpfung. Ferner ermögli- 
chen bargeldlose Zahlungen, dass Kreditinstitufe sich auf 
eine Mindesfreserve zur Sichersfellung der Liquidifät für 
Barzahlungen beschränken können, während mif den üb- 
rigen Einlagen das Akfivgeschäfl befrieben werden kann. 

Die Verbraucherzenfrale Hamburg haf in einer Untersu- 
chung im März 2004 die für einen Privathaushalf wichtigen 
monatlichen Zahlungsvorgänge - Wohnungsmiete, Kosten 
für Energie- und Wärmeversorgung (zwei Überweisungen), 
Gebühr für Fesfnefzanschluss, Versicherungsprämien (zwei 
Überweisungen), Kosfen für die Nufzung des öffenflichen 
Nahverkehrs, GEZ- Gebühr - zusammengesfellt und 
kommf bei insgesamf acht Barüberweisungen im Monat zu 
folgender Kostenbelastung für kontolose Privathaushalte: 


Bank 

Gebühren für 
eine Barüber- 
weisnng 

Monatliche 
Kosten für acht 
Barüber- 
weisnngen 

ABC-Bank 

5,11 € 

40,88 € 

CC-Bank 

8,00 € 

64,00 € 

Commerzbank 

6,00 € 

48,00 € 

Deutsche Bank 

10,00 € 

80,00 € 

Dresdner Bank 

8,00 € 

64,00 € 

Hamburger 

Bank 

5,11 € 

40,88 € 

Hamburger 

Sparkasse 

5,11 € 

40,88 € 

Hypo Vereins- 
bank 

8,00 € 

64,00 € 

Postbank 

5,90 € 

47,20 € 

SEB 

5,50 € 

44,00 € 

Sparda-Bank 

5,00 € 

40,00 € 


26 Vergleiche Grüneklee, S. 23 mit weiteren Verweisen. 

22 Vergleiche Grill u. Perczynski, Wirtschaftlehre des Kreditwesens, 
32. Auflage, 1998. 
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Für einen durehsehnittliehen Haushalt mit angenommen 
aeht wiederkehrenden Zahlungsvorgängen pro Monat er- 
gibt sieh somit ein Kostenaufwand zwisehen 40 und 
80 Euro monatlieh, wenn die notwendigsten Zahlungen 
aussehließlieh per Barüberweisungen erfolgen müssen. 
Da kontolose Haushalte ohnehin sehon mit anderen finan- 
ziellen Belastungen zu kämpfen haben, fallen naeh den 
Ausführungen der Verbraueherzentrale diese Mehrkosten 
besonders stark zur Last.^s 

Aueh eine im März 2006 dureh die Bundesanstalt für Fi- 
nanzdienstleistungsaufsieht (BaFin) stiehprobenartig dureh- 
geführte Erhebung im Internet bestätigte diese Werte. 
Hierbei waren die Angaben über das Entgelt für eine Ein- 
zahlung auf fremde Konten auf den Intemetseiten der 
Kreditinstitute teilweise nur sehwer oder überhaupt nieht 
zu finden. Dies liegt daran, dass diese Institute ihre Preis- 
informationen für ihre Kundengesehäfte (und die Einzah- 
ler auf fremde Konten sind ja fast immer Niehtkunden) 
im Zusammenhang mit ihren Produktinformationen 
(Konto, Wertpapiergesehäft) angeben. 

Die Intemet-Reeherehe der BaFin führte zu folgenden Kos- 
ten für die BareinzahlungenZ-überweisungen auf fremde 
Konten (siehe Tabelle). 

Mit Bliek auf diese Zahlen kann man davon ausgehen, 
dass ein - aus welehen Gründen aueh immer - kontoloser 
Haushalt für die angenommenen aeht Barüberweisungen 
ea. 40 Euro pro Monat und damit 480 Euro im Jahr an fi- 
nanzieller Belastung - abzüglieh der ansonsten anfallen- 
den Kontoführungsgebühren - zu tragen hat. 

Die Kosten der Niehtteilhabe am bargeldlosen Zahlungs- 
verkehr zeigen sieh umso deutlieher, wenn die Kosten für 


28 Vergleiche Schuldenreport 2006 sowie http://www.vzhh.de/. 


Bareinzahlungen bzw. Barüberweisungen in Beziehung 
zu den Kosfen für Bankdiensfleistungen im bargeldlosen 
Zahlungsverkehr gesefzf werden. 

Die Kosfen für allfägliehe Bankdienstleistungen für den 
durehsehnittliehen Bankkunden sind naeh einer Untersu- 
ehung von Capgemini, ING und der European Finaneial 
Management and Marketing Assoeiation (EFMA) welt- 
weit im letzten Jahr um 1,5 Prozent gegenüber dem Vor- 
jahr gesunken. Die Bankkunden zahlen nun im Sehnitt 
76 Euro pro Jahr gegenüber 78 Euro im Vorjahr. Die Ge- 
bühren in der Euro-Zone fielen bei einem normalen Nut- 
zerverhalten um 2 Prozent, in den europäisehen Ländern, 
die nieht zur Euro-Zone gehören, um 0,7 Prozent. 

Untersueht wurden die Kosten für drei Nufzerprofile: ge- 
ring akfive Kunden, normal aktive Kunden und sehr ak- 
tive Kunden. Kosten, die einem sehr aktiven Kunden für 
alltägliehe Bankdienstleistungen entstehen, sind im welt- 
weiten Durehsehnitt um 3 Prozent gefallen, ln den Län- 
dern, die nieht zur Euro-Zone gehören, zahlt diese Klien- 
tel 4,1 Prozent weniger, während in Euro-Land 3,9 Pro- 
zent geringere Kosten anfallen. 

Insgesamt zahlen die sehr aktiven Kunden in der Euro- 
Zone mit 99 Euro 2,1 -Mal so viel Gebühren wie ein we- 
nig aktiver Kunde mit 48 Euro pro Jahr. ^9 

Die Kontoführungsgebühren in Deutsehland hat die Zeit- 
sehrift Finanztest für 114 Modelle von Girokonten bei 
55 Kreditinstituten zum Stand 1. Mai 2005 untersueht^**. 
Darunter sind 14 überregionale Großbanken und 6 Di- 
rektbanken sowie weitere 35 regional arbeitende Institute. 
Davon bieten 49 Kreditinstitute Girokonten für Filialkun- 


Vergleiche World Retail Banking Report 2006, http://www.de. capge- 
mini.com/presse/pressemitteilungen/wrbr/. 

30 Vergleiche Ausgabe 07/2005, www.fmanztest.de/girokonten. 


Kreditinstitut 

Bareinzahlung eigene 
Konten 

Bareinzahlung 
andere Institute 

Bareinzahlung 

Spenden 

Volksbank Nahetal 

1,00 € 

5,00 € 

- 

Volksbank Bonn Rhein Sieg 

3,00 € 

6,00 € 

- 

VR Bank Rhein Sieg 

6,00 € 

6,00 € 

frei 

BB Bank 

frei 

5,11 € 

frei 

KSpk Asehersleben-Stassfurt 

2,50 € 

5,00 € 

- 

Sparkasse Rügen 

9,50 € 

9,50 € 

- 

Sparkasse Nordhorn 

2,00 € 

5,00 € 

- 

Sparkasse Hannover 

3,00 € 

6,00 € 

- 

Kreissparkasse Peine 

6,00 € 

6,00 € 

- 

Dresdner Bank 

5,00 € 

8,00 € 

frei 

Deutsehe Bank 

5,00 € 

10,00 € 

frei 

Sparkasse Kiel 

3,00 € 

6,00 € 

- 
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den an, d. h. ohne die Bedingung Online-Führung. Da- 
naeh entstehen für einen Modellkunden, der typisehe Bu- 
ehungen über die Filiale abwiekelt, Gebühren pro Jahr 
von 25 Euro (Sparda-Bank Baden- Württemberg) bis zu 
172,50 Euro (Bremer Landesbank). Die durehsehnittliehe 
Kontoführungsgebühr für einen Filialkunden befrägf 
77,88 Euro pro Jahr. Für den Fall, dass keine Kredifkarfe 
benutz! wird und für diese somif keine Jahresgebühr an- 
fallt, entstehen für diesen Filialkunden Gebühren pro Jahr 
von 3,50 Euro (BBBank) bis 152,50 Euro (Bremer Lan- 
desbank). Die durehsehnittliehe Kontoführungsgebühr 
befrägt dann 62,73 Euro pro Jahr. Drei Kreditinsfitute 
(PSD Bank Berlin-Brandenburg, Sparda-Bank Berlin und 
Sparda-Bank Hamburg) biefen ohne die Bedingungen 
Online-Führung und regelmäßiger Geldeingang in vorge- 
gebener Höhe oder besfimmfes Guthaben ein kostenloses 
Girokonto an. 

Ein vorstehend besehriebener kontoloser Haushalt zahlt 
damit im Jahr rd. das Zehnfaehe an Gebühren für Barein- 
zahlungen als ein wenig akfiver Kontoinhaber im bar- 
geldlosen Zahlungsverkehr. 

Bezogen auf die Empfänger sfaatlieher Leisfungen ohne 
eigenes Konto, wird damif ein nieht unerheblieher Teil 
der sfaafliehen Leistung für die Kosfen im Zusammen- 
hang mit Barüberweisungen aufgewendet, der dann für 
andere Ausgaben nieht mehr zur Verfügung steht. Dieser 
Betrag kommt damit dem eigentliehen mit der Leistung 
beabsiehtigten Zweek nieht zu Gute. 

Allein bei angenommen 100 000 Leistungsempfängem 
ohne eigenes Konto und den oben dargestellten jährliehen 
Kosten von 480 Euro, ergibt sieh somit ein Betrag in der 
Höhe von rund 50 Mio. Euro jährlieh, der aus der Nieht- 
teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr resultiert 
und dem mit der staatliehen Leistung intendierten Zweek 
zuwiderläuft. 

d) Ablehnungs- und Kündigungsgründe 

Wie bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE. 3' dargestellt wird naeh der ZKA- 
Empfehlung die Eröffnung oder Fortführung einer Konto- 
verbindung insbesondere dann als unzumutbar angese- 
hen, wenn 

- der Kunde die Leistungen des Kreditinstitutes miss- 
braueht, insbesondere für gesefzwidrige Transaktio- 
nen, z. B. Betrug, Geldwäsehe o. ä.; 

- der Kunde Falsehangaben maeht, die für das Vertrags- 
verhältnis wesentlieh sind; 

- der Kunde Mitarbeiter oder Kunden grob belästigt 
oder gefährdet; 

- die bezweekte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am 
bargeldlosen Zahlungsverkehr nieht gegeben ist, weil 
z. B. das Konto dureh Handlungen vollstreekender 
Gläubiger bloekiert ist, oder ein Jahr lang umsatzlos 
geführt wird; 


Vergleiche Bundestagsdrucksache 16/810. 


- nieht siehergestellt ist, dass das Institut die für die 
Kontoführung und -nutzung vereinbarten übliehen 
Entgelte erhält; 

- der Kunde aueh im Übrigen die Vereinbarungen nieht 
einhält. 

- Aueh soweit grundsätzlieh naeh den Sparkassengeset- 
zen/- Verordnungen bzw. Mustersatzungen eine spezi- 
elle Kontoführungsverpfliehtung der Sparkassen für 
alle natürliehen Personen aus dem Gewährträgergebiet 
besteht, gilt diese Kontrahierungspflieht nieht unein- 
gesehränkt. Als Einsehränkung dieses Absehluss- 
zwangs findet sieh in den entspreehenden Gesetzen/ 
Verordnungen/Satzungen eine Reihe von Ablehnungs- 
gründen, bei deren Vorliegen die Sparkassen im Ein- 
zelfall die Kontoeröffnung bzw. -Weiterführung ableh- 
nen können. 

Neben einer Generalklausel, die eine Ablehnung der 
Kontoführung bei Unzumutbarkeit gestattet, finden sieh 
in den SparkassengesetzenZ-verordnungen einiger Länder 
aueh konkret gefasste Spezialtatbestände, bei deren Vor- 
liegen keine Kontrahierungspflieht besteht. Als Reehts- 
folge ordnen die Ausnahmetatbestände ein Erlösehen der 
Pfiieht zur Führung des Girokontos an; da der Girovertrag 
als Dienstvertrag frei kündbar ist, kann die Sparkasse bei 
einem Erlösehen des Kontrahierungszwangs die Ge- 
schäftsbeziehung sofort beenden. Daher erfassen die Aus- 
nahmetatbestände nicht nur die Ablehnung einer Konto- 
eröffnung, sondern berechtigen zugleich auch zur 
Kündigung einer bereits bestehenden Kontoverbindung. 32 

Als spezielle Ablehnungsgründe werden aufgeführt: 

- Missbrauch von Bankdienstleistungen auch bei einem 
anderen Kreditinstitut durch den Kontoinhaber. 

- Der zweite Grund wird bei einer einjährigen umsatzlo- 
sen Kontoführung gesehen. 

- Ein zum Schutz der Interessen der Sparkasse beson- 
ders wichtiger Ablehnungs- bzw. Kündigungsgrund ist 
die Kündigung des Girokontos aufgrund des fehlenden 
Guthabens. 33 

Da eine abschließende Regelung der Ausnahmen auch im 
Bereich der Sparkassen kaum möglich ist, sehen die Spar- 
kassengesetzeZ-verordnungen neben den bereits darge- 
stellten Ausnahmen eine Generalklausel vor, die als 
Auffangtatbestand für die durch die ausdrücklichen Auf- 
zählungen nicht erfassten Fälle einer unzumutbaren Kon- 
toführung dient. 34 


32 Vergleiche Grüneklee, S. 37 ff. 

33 Vergleiche § 5 II SpkVO Sachsen-Anhalt, § 4 II SpkVO Branden- 
burg, § 5 II SpkVO Sachsen, § 4 II MuSa Hessen, § 9 MuSa Sehles- 
wig- Holstein. 

34 Der Wortlaut der Generalklausel lautet z. B. in § 9 MuSa Schleswig- 
Holstein: „Eine Verpflichtung zur Führung eines Girokontos besteht 
nicht, wenn aus anderen wichtigen Gründen die Aufnahme oder Fort- 
führung der Geschäftsbeziehung der Sparkasse im Einzelfall nicht 
zumutbar ist.“ 
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Die Formulierung der Generalklausel ähnelt hier der auch 
in der ZKA-Empfehlung verwandten Formulierung, wo- 
bei mit dem Maßstab der Unzumutbarkeit auf einen unbe- 
stimmten Rechtsbegriff zurückgegriffen wird, der in allen 
Rechtsgebieten zur Begrenzung von Rechtspflichten he- 
rangezogen wird. Die jeweiligen Landesgesetzgeber ha- 
ben mit dem Kontrahierungszwang für Girokonten in den 
jeweiligen Sparkassengesetzen bzw. -Verordnungen das 
Interesse des Bürgers an einer Teilnahme am bargeldlosen 
Zahlungsverkehr schützen wollen. Die Unzumutbarkeit 
soll in diesem Zusammenhang dazu dienen, unter beson- 
deren, für den Verpflichteten äußerst belastenden Um- 
ständen, Ausnahmen zu ermöglichen, um die Verpflich- 
tung durch den Kontrahierungszwang insgesamt in einem 
erträglichen Rahmen zu halten.^s 

Einen vergleichbaren, ebenfalls nicht abschließenden Ka- 
talog von Beispielen für den Fall der Unzumutbarkeit ent- 
hält die ZKA-Empfehlung von 1995, wobei die Verbände 
der Kreditwirtschaft zu den jeweiligen Ablehnungs- oder 
Kündigungsgründen bisher keine Statistik führen. 

Die Spitzenverbände der Kreditwirtschaft haben ihre je- 
weiligen Mitgliedsinstitute im Sommer des vergangenen 
Jahres aufgefordert, die Kündigung und Ablehnung von 
entsprechenden Girokonten schriftlich zu begründen und 
darin auf die Möglichkeit der kostenlosen Inanspruch- 
nahme einer Schlichtungsstelle hinzuweisen^^. Muster der 
jeweiligen Vordrucke sind als Anlage 3 beigefügt. 

Vor dem Hintergrund, dass die einzelnen Kreditinstitute 
frühestens seit Sommer 2005 die Vordrucke für die 
schriftliche Begründung der Kündigung und Ablehnung 
von entsprechenden Girokonten beziehen konnten, kann 
derzeit nicht beurteilt werden, ob ein flächendeckender 
Einsatz der Formulare bei allen knapp 48 000 Geschäfts- 
stellen der Kreditinstitute in Deutschland konsequent er- 
folgt. 

Mit Blick auf die erst kürzlich geänderte Praxis liegen der 
Bundesregierung deshalb auch keine gesonderten Zahlen 
zu den Kontoablehnungen, Kontokündigungen und den in 
diesen Fällen von den Kreditinstituten angeführten Ab- 
lehnungs- und Kündigungsgründen vor. Angaben zur 
Zahl der Fälle, in denen sich die Institute auf die Unzu- 
mutbarkeitsklausel berufen haben bzw. wie diese in den 
Instituten ausgelegt wird, liegen ebenfalls nicht vor. 

Der Bundesregierung ist jedoch aus Äußerungen des 
ZKA sowie der Verbraucherschutzverbände bekannt, dass 
eine Kontokündigung in den meisten Fällen unmittelbar 
erfolgt, wenn das Kontoguthaben durch eine Mehrzahl 
von Pfändungen belasfef wird. Bereifs durch die von den 
Gläubigem veranlassfen Konfopfändungen wird als Dau- 
erwirkung die Nutzung des Kontos mit der Folge blo- 
ckiert, dass eine Teilnahme am bargeldlosen Zahlungs- 
verkehr kaum mehr möglich ist. 


35 Vergleiche Grüneklee, Seiten 45 ff. mit weiteren Verweisen. 

36 Vergleiche ZKA- Pressemitteilung vom 6. September 2005; abzuru- 
fen unter www.zka.de. 


e) Tätigkeit der Beschwerdestellen 

Im Bereich der Kreditwirtschaft bestehen verschiedene 
außergerichtliche Schlichtungs- und Beschwerdestellen. 
Diese wurden von der Bundesregierang ausführlich in ih- 
rer Anfwort auf die Kleine Anfrage der Frakfion der FDP 

dargesfellt.37 

Insbesondere für Beschwerden im Zusammenhang mif 
der Verweigerung bzw. Kündigung eines Girokonfos für 
jedermann verfügen die im ZKA organisierten Spifzen- 
verbände über Beschwerde- und Schlichtungssfellen, die 
solche Beschwerden enfgegennehmen. Teilweise wird 
dies sogar ausdrücklich in der jeweiligen Verfahrensan- 
ordnung erwähnt. Die Schlichtungs Vorschläge beschrän- 
ken sich nach den jeweiligen Verfahrensordnungen regel- 
mäßig auf die Feststellung, ob das Kreditinstitut die 
ZKA-Empfehlung beachtet hat. 

Das Verfahren ist jeweils kostenfrei, erfordert in der Re- 
gel jedoch ein kurzes Beschwerdeschreiben des Kunden. 
Ein entsprechendes Beschwerdeformular ist Anlage zur 
ZKA-Empfehlung. 

Seit Sommer 2005 haben nun die Spitzenverbände der 
Kreditwirtschaft ihren Mitgliedsinstituten für die Ableh- 
nung der Eröffnung/die Kündigung eines Girokontos für 
jedermann Vordrucke zur Verfügung gestellt, auf denen 
sich zudem ein Hinweis auf diese Möglichkeit zur Beile- 
gung von Meinungsverschiedenheiten befindet. Darüber 
hinaus wird auf diesen Vordrucken auch auf die entspre- 
chende Erreichbarkeit sowie weitere Informationen im 
Internet^* verwiesen^^. 

Auf die Möglichkeit dieser Schlichtungsverfahren wird 
auch durch die Schuldnerberatungsstellen hingewiesen. 
Ebenso informiert die Bundesagentur für Arbeif Leis- 
tungsbezieher ohne Girokonto vor dem Hintergrund der 
kostenpflichtigen Zahlungsanweisungen über die ZKA- 
Empfehlung und die Schlichtungsstellen der Kreditwirt- 
schaft. 

Eine Veröffentlichung von Schlichtungssprüchen erfolgte 
für die Jahre 2003 und 2004 nur in den Täfigkeifsberichten 
der Kundenbeschwerdesfellen des BdB (jeweils 3 Schlich- 
tungssprüche, davon je 2 zugunsten des Kunden und 1 zu- 
gunsten der Bank) und des VÖB (jeweils 2 Schlichtungs- 
sprüche; 2003 beide zulasten des Kunden, 2004 beide 
zulasten der Bank). 

Die Spitzenverbände BdB, VÖB, BVR und vdp haben 
dem BMF eine gemeinsame Übersicht von Daten aus den 
jeweiligen Tätigkeitsberichten ihrer Beschwerdestellen 
zu den einzelnen Kundenbeschwerdeverfahren der deut- 
schen Kreditwirtschaft zum Thema „Girokonto für jeder- 
mann“ am 3 1 . März 2006 übersandf . 


Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/5561. 

38 Vergleiche www.bankenombudsmann.de, www.zka.de. 

39 Vergleiche anliegende Vordrucke. 
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Danach stellen sich die Kundenbeschwerdeverfahren wie 
in unten stehender Tabelle dar. 

Der DSGV hat in einem gesonderten Schreiben mitge- 
teilt, dass in 2005 bei den Schlichtungsstellen der Spar- 
kassen-Finanzgruppe insgesamt 1975 Beschwerdeein- 
gänge zu verzeichnen waren. Davon betrafen 
275 Beschwerden das Girokonto für jedermann. Von die- 
sen wurden 106 Beschwerdevorgänge zugunsten des Be- 
schwerdeführers, 53 Beschwerdevorgänge zugunsten des 
Institutes einer Klärung zugeführt, ln dieser Zahl enthal- 
ten sind sowohl Schlichtersprüche als auch solche Fälle, 
die bereits im Vorfeld eines Schlichterspruches erledigt 
werden konnten. Die Differenz zwischen den erledigten 
Vorgängen zu der Gesamtzahl der Beschwerdeeingänge 
zum Girokonto für jedermann ergibt sich daraus, dass et- 
liche Beschwerdevorgänge sich aus anderen Gründen er- 
ledigt haben, z. B. weil der Vorgang vom Beschwerdefüh- 
rer nicht weiter verfolgt wurde. 

Grundsätzlich ist die Anzahl der Beschwerden zum 
Thema „Girokonto für jedermann“ bei den Schlichtungs- 
stellen in den vergangenen Jahren demnach gestiegen. Sie 
bewegt sich in den einzelnen Verbänden allerdings nach 
wie vor lediglich im dreistelligen Bereich. Darüber hi- 
naus zeigen die Schlichtungsverfahren eine hohe Erfolgs- 
quote für die Betroffenen. 

Nach Ansicht der Spitzenverbände gibt die gestiegene 
Inanspruchnahme der Kundenbeschwerdestellen die zu- 
nehmende Bekanntheit der kreditwirtschaftlichen Streit- 
schlichtungsverfahren wider'**’. Der große Anteil von Be- 
schwerden zu diesem Themengebiet, die im Vorfeld 


40 Vergleiche auch Ausführungen der Bundesregierung in Bundestags- 
drucksache 15/5561, S. 10. 


erledigt werden konnten, unterstreiche auch, dass Be- 
schwerdefälle aus dem Bereich „Girokonto für jeder- 
mann“ vorrangig von den Schlichtungsstellen bearbeitet 
werden. 

Von Seiten der Verbraucherschutzverbände werden neben 
der geringen Anzahl der Verfahren bei den Schlichtungs- 
stellen die fehlende Bindungswirkung der Schlichtersprü- 
che sowie die Verfahrensdauer kritisiert. 

Nach Ansicht der Verbraucherschutzverbände wurde 
auch nach der Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 30. Juni 2004 weiterhin so gut wie nicht über die 
Möglichkeit der kostenlosen Inanspruchnahme der zu- 
ständigen Schlichtungsstelle informiert. Dies zeige die re- 
lativ geringe Zahl der von den Kreditinstituten angegebe- 
nen Kundenbeschwerden in diesem Bereich, die deutlich 
höher sein müsse, wenn alle Betroffenen ausreichend 
über ihre Beschwerdemöglichkeit informiert wären. 

Hinsichtlich der fehlenden Bindungs Wirkung weisen die 
Verbraucherschutzverbände darauf hin, dass nach derzei- 
tigem Stand der jeweiligen Verfahrensordnungen der 
Schlichtungsstellen die Kreditinstitute nicht gezwungen 
werden können, einen für den Kunden positiven Schlich- 
terspruch - zeitnah und vollständig - zu befolgen. Die 
Schlichtungsvorschläge seien für die angeschlossenen 
Kreditinstitute letztlich ebenso unverbindlich wie die 
ZKA-Empfehlung selbst. Dies werde jüngst auch vom 
Hanseatischen Oberlandesgericht in Bremen in seinem 
Urteil vom 22. Dezember 2005'*’ hervorgehoben, ln die- 
sem Urteil befasste sich das Gericht mit der Frage, ob 
dem Kläger ein Anspruch auf Einrichtung eines Girokon- 
tos auf Guthabenbasis aus der ZKA-Empfehlung zustand. 


Geschäftszeichen: 2 U 67/05 = 20 408/05. 



Beschwerde- 
falle gegen- 
über 

Mitglieds- 

instituten 

(insgesamt) 

Beschwerdefälle Girokonto für jedermann 

absolute 

Zahlen 

(davon noch in 
Bearbeitung) 

in Prozent 
aller 

Beschwerden 

im Vorfeld 
erledigte 
Beschwerden 

(davon nicht 
weiterverfolgt 
bzw. zurück- 
gezogen) 

an den 

Ombudsmann 

weiter- 

gegebene 

Beschwerden 

Insgesamt 
zugunsten 
des Kunden 
ausgegangene 
Beschwerden 

2005 

BVR 

1458 

314(5) 

22 

241 (149) 

68 

133 

BdB 

2791 

170(13) 

6 

102 (32) 

55 

88 

VÖB 

1587 

345 (1) 

21 

310(96) 

34 

151 

2004 

BVR 

1891 

251 

13 

176 (98) 

75 

124 

BdB 

4263 

136 

3 

89 (25) 

47 

92 

VÖB 

1515 

342 

22 

303 (37) 

39 

154 

2003 

BVR 

1272 

102 

8 

71 (39) 

31 

48 

BdB 

2470 

103 

4 

60 (16) 

43 

71 

VÖB 

912 

187 

20 

181 (3) 

6 

54 
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Hinsichtlich der Unverbindlichkeit der Schiedssprüche 
wird im Urteil ausgeführt: 

„Die Unterwerfung der Beklagfen unfer die Schiedsord- 
nung führt somit lediglich dazu, dass sie ihr Verhalten 
durch einen unabhängigen Dritten an der Empfehlung 
messen lassen muss und dabei das Risiko einer schriftli- 
chen Missbilligung eingeht. Damit begab sie sich aber 
nicht der Entscheidung, ob sie trotz der Feststellung, dass 
sie gegen die Empfehlung verstoßen habe, weiterhin dem 
betreffenden Kunden ein Girokonto auf Guthabenbasis 
verweigern werde.“ 

Nach Ansicht der Verbraucherschutzverbände untermau- 
ert das rechtskräftige Urteil die Bedeutungslosigkeit des 
Schiedsverfahrens in Sachen „Girokonto für jedermann“ 
und untersfreicht die Bedeutungslosigkeif der ZKA-Emp- 
fehlung für eine angemessene Sicherung der Teilhabe von 
Verbrauchern am bargeldlosen Zahlungsverkehr. 

ln der Praxis gibf es jedoch nur Einzelfälle, in denen be- 
feiligfe Kredifinstitufe die zu Gunsfen des Kunden ausge- 
gangenen Schlichtungssprüche nichf angenommen bzw. 
umgesefzf haben. 

Die Dauer der Verfahren isf nach den Informationen der 
Verbraucherschutzverbände äußerst uneinheitlich. Da 
sich die Betroffenen jedoch oftmals in einer besonders 
prekären Lage befinden, seien längere Wartezeiten für die 
Betroffenen negativ. Von den bekannt gewordenen 
Schlichtungsfällen wurden nach Angaben der AG SBV 
die zügigeren grundsätzlich in einem Zeitraum von 1 bis 
1,5 Monaten abgewickelt. Auf der anderen Seite stehen 
allerdings auch Verfahren mit einer Dauer von 5 Monaten 
und mehr. Nach Ansicht des vzbv nützt auch die in der 
Praxis zu beobachtende überwiegend zügige Arbeits- 
weise der Ombudsmänner selbst wenig, weil dem eigent- 
lichen Schiedsspruch teilweise sehr lange formalistische 
Vorlaufzeiten vorangehen würden. 

f) Kontopfändung 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass in Konsequenz der 
zentralen Bedeutung, die heute die Forderungspfändung 
in der Zwangsvollsfreckung haf, Konfenpfändungen zur 
gängigen vollsfreckungsrechtlichen Praxis gehören. Das 
Kontoguthaben ist Teil des Vermögens des Schuldners 
und damit im Fall der Vollstreckung grundsätzlich - wie 
andere bewegliche oder unbewegliche Habe des Schuld- 
ners - der Pfändung unferworfen. 

Im Fall von Mehrfachpfändungen des Kontoguthabens, 
die vollstreckungsrechtlich als solche grundsätzlich nicht 
zu beanstanden sind, kann es zur Kündigung der Bank- 
verbindung durch das jeweilige Kreditinstitut kommen. 
Die Eröffnung eines neuen Girokontos bei einem anderen 
Kreditinstitut ist dann zumeist nicht mehr möglich. Den 
verschuldeten Personen wird bei Fehlen einer Bankver- 
bindung die Teilnahme am wirtschaftlichen Verkehr da- 
mit zusätzlich erschwert und einer sozialen Ausgrenzung 
Vorschub geleistet. 

Pfändungsschutzregelungen, die ihrer Natur nach den 
Schuldner vor Kahlpfändung bewahren und ihm das zum 


Leben unabdingbar Erforderliche erhallen, exisfieren für 
die Fälle der Konfopfändung jedoch in allgemeiner Form 
nichf. Auch hier, wie in sonsfigen Zusammenhängen des 
Pfändungsschufzrechfs, knüpft sich der gesefzliche 
Schulz des Schuldners an besfimmfe schüfzenswerfe Ver- 
mögensgegensfände. Das können besfimmfe Gegen- 
stände, die dem Schuldner zur Wahrung eines menschen- 
würdigen Daseins zu belassen sind, ebenso sein wie 
bestimmte Geldforderungen oder zumindest Teile dersel- 
ben. Zu nennen ist hier insbesondere der Anspruch auf 
bestimmte soziale Leistungen oder auch der Anspruch auf 
Arbeitseinkommen, soweit diesem eine abhängige Be- 
schäftigung des Schuldners zugrunde hegt. Konten und 
hier speziell das Girokonto des Schuldners gehört nicht 
zu dessen grundsätzlich pfändungsgeschützten Vermö- 
gensgegenständen. Ein Pfändungsschutz ergibt sich hier 
nur insoweit, als bestimmte Forderungen, die dem schuld- 
nerischen Konto gutgeschrieben werden, ihrerseits dem 
Zugriff des Gläubigers ganz oder zum Teil entzogen sind. 
Sinn dieser gesetzlichen Regelungen, die kontoschüt- 
zende Wirkung entfalten, ist es, die pfändungsgeschützte 
Forderung (etwa auf Sozialleistungen oder auf Arbeits- 
lohn) ihrem wirtschaftlichen Wert nach dem Schuldner 
auch dann noch pfandfrei zu belassen, wenn sie dem 
Konto gutgeschrieben ist. Die bestehenden Regelungen 
zum Pfändungsschutz bei Kontopfändung sind deshalb 
sfefs so konzipiert, dass im Ergebnis der Teil des Konto- 
guthabens, der dem Teil der gutgeschriebenen pfändungs- 
geschützten Geldforderungen entspricht, dem Vollstre- 
ckungszugriff entzogen bleiben soll. Nicht das Girokonto 
selbst ist nach bestehender Rechtslage Gegenstand des 
vollstreckungsrechtlichen Schuldnerschutzes. Der Erhalt 
eines Girokontos als heute zentralem Instrument der Teil- 
nahme am wirtschaftlichen und sozialen Verkehr ist kein 
vollstreckungsrechtliches Schutzgut. 

Innerhalb der Bundesregierung hegt die federführende 
Zuständigkeit für das Recht der Kontopfändung nach den 
Regelungen des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1) 
beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales, soweit 
es nämlich um Konten geht, auf denen soziale Geldleis- 
tungen gutgeschrieben werden. Geht es demgegenüber 
um die Regelung der Pfändung von Konten, auf welche 
wiederkehrende Einkünfte der in den §§ 850 bis 850b der 
Zivilprozessordnung (ZPO) bezeichneten Art - Arbeits- 
einkommen - überwiesen werden, ist das Bundesministe- 
rium der Justiz federführend zusfändig. Für die Pfändung 
von Konten, auf denen das steuerrechtliche Kindergeld 
gutgeschrieben wird, ist die Zuständigkeit des für das 
Einkommenssfeuerrecht federführenden Bundesminisfe- 
riums der Finanzen berührt. 

Aufgrund dieser Mehrspurigkeit des Rechts der Kon- 
topfändung müssen die kontoführenden Kredifinstitufe im 
Fall der Kontopfändung im Prinzip unterschiedlich proze- 
dieren, je nach dem, ob dem von der Pfändung befroffe- 
nen Konto beispielsweise Arbeitseinkommen oder soziale 
Leistungen gutgeschrieben werden, ln letzterem Fall hat 
der Schuldner etwa das Recht, innerhalb der ersten sieben 
Tage nach Gutschrift den der jeweiligen sozialen Leistun- 
gen entsprechenden Gesamtbetrag gegenüber dem Gläu- 
biger wirksam abzuheben; dem Schuldner gegenüber 
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wäre eine die Unpfändbarkeit nieht beaehtende Auszah- 
lung dureh das Kreditinstitut an den Gläubiger relativ un- 
wirksam. 

Im anderen Fall, dem der Pfändung von Konfoguthaben 
aus Arbeifseinkommen, umfassf - umgekehrt - die Kon- 
topfändung grundsätzlieh das gesamfe Guthaben, d. h. 
aueh die Gutsehrift aus der Überweisung von Arbeitsein- 
kommen. Die Bank darf in diesem Fall jedoeh grundsätz- 
lieh in den ersten 2 Woehen naeh der Zustellung des 
Überweisungsbesehlusses keine Auszahlungen - weder 
an den Gläubiger, noeh an den Sehuldner - vornehmen. 
Der Sehuldner hat in dieser Zeit die Mögliehkeit, beim 
Vollstreekungsgerieht einen Antrag auf Freigabe des 
Kontos insoweit zu stellen, als das Guthaben dem der 
Pfändung nieht unterworfenen Teil der Einkünfte für die 
Zeit von der Pfändung bis zum näehsfen Zahlungstermin 
entsprieht. 

Dieses Verfahren hat sieh angesiehts der dramatiseh ange- 
stiegenen Zahl der Kontopfändungen in mehrfaeher Hin- 
sieht als reformbedürftig erwiesen: nieht nur die Tatsa- 
ehe, dass im Fall des § 850k ZPO der Sehuldner, 
jedenfalls für einige Tage, eine Kontosperre hinnehmen 
muss, ohne in dieser Zeit wenigstens die nötigsten Zah- 
lungen leisten zu können, kann nieht befriedigen. Aueh 
die bei Antragstellung erforderlieh werdende Bereehnung 
des in jedem einzelnen Fall geltenden individuellen Pfän- 
dungsfreibetrags führt für die Geriehte zu einer nieht län- 
ger hinnehmbaren Belastung. Für die kontoführenden 
Kreditinstitute sehließlieh verstärkt sieh angesiehts der 
großen Menge der Kontenpfändungen die Frage naeh der 
praktisehen Handhabbarkeif und der Wirtsehaftliehkeif 
dieser Verfahren. 

Naehdem ein ersfer Gesefzenfwurf zur Neuregelung des 
§ 850k ZPO aus dem Jahre 2004 aus versehiedenen Grün- 
den nieht weiterzuverfolgen war, ist die Frage der Neuord- 
nung des Reehts der Kontopfändung naeh § 850k ZPO vo- 
rübergehend Gegenstand der Beratungen der unter dem 
Vorsitz des Bundesministeriums der Justiz tagenden Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe „Modernisierung des Zwangsvoll- 
streekungsreehts“ gewesen. Das Bundesministerium der 
Justiz ist nunmehr damit befasst, für die Pfändung von 
Konfogufhaben aus Arbeifseinkommen eine zeifgemäße 
Neuregelung vorzubereiten, die den Interessen und prakti- 
sehen Bedürfnissen von Sehuldnem und Gläubigem, von 
Banken und Justiz gleiehermaßen entgegenkommt. Unter 
Berüeksiehtigung des gmndsätzliehen Pfändungssehutzes 
für Arbeifseinkommen soll aueh bei Pfändungsmaßnah- 
men die Funktionsfähigkeif des Kontos als Zahlungsin- 
sftumenf für Reehtsgesehäfte der gewöhnliehen Lebens- 
führang erhalten und die Fortführang der Bankverbindung 
aueh aus Sieht des kontoführenden Kreditinsfifufs noeh 
zumufbar bleiben. 

Kontopfändungen sind ein typiseher, wenn aueh nieht der 
alleinige Anlass für die Banken, eine Kontoverbindung 
zu kündigen. Angesiehts der vorsiehtig gesehätzten Zahl 
von ea. 350 000 bis 370 000 Kontopfändungen im Monaf 
bundesweit sind die Kreditinstitute gezwungen, Personal 
bis hin zu eigenen Abteilungen zur Bearbeitung der Kon- 
topfändungen bereif zu sfellen. Wegen der dadureh enfsfe- 


henden Kosfen besfehf kein Ersfattungsanspmeh, aueh 
handelt es sieh nieht um Kosten der Vollstreekung, für die 
sonsf zunäehsf der Vollstreekungsgläubiger in Vorleistung 
zu treten und die letztlieh der Sehuldner zu tragen hat. 
Eine Neukonzeption des Reehts der Kontopfändung muss 
daher aus Siehf der Bundesregiemng aueh dem Ziel fol- 
gen, den Aufwand für die Banken in einem solehermaßen 
vertretbaren Rahmen zu halten, dass es nieht aus diesem 
Grande zur Sehließung von Konten im Fall der Pfändung 
kommt. 

Die Bundesregierung wird deshalb noeh im Jahr 2006 ei- 
nen Gesetzentwurf zur Neuregelung des Reehts der Kon- 
topfändung vorlegen, der aueh bei Pfändungsmaßnahmen 
die Funktionsfähigkeif des Kontos als Zahlungsinstra- 
ment für Reehfsgesehäfte der gewöhnliehen Lebensfüh- 
rung erhält und zugleieh die Interessen der kontoführen- 
den Kreditinsfitufe ausreiehend einbezieht. 

Dabei wird jedoeh zugleieh zu bedenken sein, dass die 
Pfändung von Geldforderangen heute das zentrale und 
faktiseh oft das einzige Mittel für Gläubiger isf, ihre be- 
reehtigten Ansprüehe gegen einen Sehuldner durehzusef- 
zen. Dies bedeutet, dass es aueh bei der Zielvorgabe einer 
Verbesserung der Situation des Vollstreekungssehuldners 
nieht zu einer Vervielfältigung des Pfändungssehutzes 
kommen darf Dieser Aspekt, der in Fällen der Kon- 
topfändung naeh § 55 SGB 1 oder der Pfändung von Kon- 
fen, auf die das sfeuerreehtliehe Kindergeld überwiesen 
wird, von eher untergeordneter Bedeutung sein dürfte, 
sprieht - aueh unter Berüeksiehtigung des Gebots der Zu- 
sammenreehnung mehrerer Arbeitseinkommen, § 850e 
ZPO - dafür, den Pfändungssehutz für Konfoguthaben 
aus Arbeitseinkommen jeweils auf das Konto zu konzen- 
trieren, auf das sieh der Sehuldner seine Einkünfte aus ab- 
hängiger Arbeit oder das Kindergeld überweisen lässt. 

Das Ergebnis einer Neuregelung des Reehts der Kon- 
topfändung kann daher niehf sein, das Girokonto des 
Sehuldners dem Vollsfreekungszugriff der Gläubiger völ- 
lig zu entziehen. Ziel muss es vielmehr sein, im Aus- 
gleieh der bereehtigten Belange von Sehuldner und Gläu- 
biger dem Kontoinhaber - so er denn Arbeitseinkommen 
im Sinne der §§ 850 bis 850b ZPO bezieht - gesehützte 
Einkommensteile pfändungsfrei zu belassen und ihm auf 
diese Weise die Mögliehkeif zur Teilnahme am bargeldlo- 
sen Zahlungsverkehr soweit wie möglieh zu erhalten. 

Naeh Auffassung der Verbrauehersehutzverbände fördert 
die derzeitige Ausgestaltung der Kontopfändung und die 
ihr regelmäßig naehfolgende Kündigung der Kontover- 
bindung dureh die Bank nieht nur die Abhängigkeit des 
Sehuldners und seiner Angehörigen von staatliehen Bei- 
hilfen, sie tragen aueh dazu bei, dass sieh die Sehulden- 
last ausweitet.''^ Naeh Aussagen sowohl der Spitzenver- 
bände der Kreditwirtsehaft als aueh der AG SBV wurden 
in rund 60 Prozent der Fälle Konten wegen bestehender 
Kontopfändungen gekündigt. 

Hierbei ist allerdings hervorzuheben, dass naeh Kenntnis 
der Bundesregierung einzelne Pfändungsmaßnahmen 


42 Vergleiche Schuldenreport 2006, S. 177. 
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nicht zu einer Kündigung des Kontos fuhren. Die Ge- 
schäflsbeziehung wird vielmehr in der Regel erst dann 
abgebrochen, wenn durch eine Mehrzahl von Vollstre- 
ckungsmaßnahmen das Konto blockiert wird. 

Auf den Zusammenhang zwischen Kontopfandung und 
Kündigung des Girokontos wurde mehrfach, u. a. im letz- 
ten Bericht der Bundesregierung zum Girokonto, aber 
auch im Zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der Bun- 
desregierung (Bundestagsdrucksache 15/5015) - Kapitel 
Überschuldung - hingewiesen.''^ 

g) Parallele Entwicklungen in anderen 
europäischen Ländern 

ln einem im Auftrag des Bundesministeriums für Familie; 
Senioren, Frauen und Jugend im Januar 2006 erstellten 
Gutachten^^ wird aufgezeigt, dass der Ausschluss von 
Bürgerinnen und Bürgern von einer Kontoführung und 
der Teilnahme am Zahlungsverkehr auch in anderen Län- 
dern der Europäischen Union aktuell als ein Problem an- 
gesehen wird. Deshalb soll neben Frankreich auch in an- 
deren europäischen Nachbarländern eine Kontoführung, 
vornehmlich für überschuldete und von Überschuldung 
bedrohte Familien, ermöglicht werden. 

ln den Niederlanden z. B. übernehmen kommunale Kre- 
ditbanken nicht nur die Budgetverwaltung und Kontofüh- 
rung. Dort erhalten finanzschwache Bevölkerangsgrup- 
pen auch Kleinkredite, die sie sonst bei anderen Banken 
nicht erhalten würden. Daneben werden überschuldete 
Menschen von den kommunalen Kreditbanken auch bei 
der Schuldenregulierung und im Insolvenzverfahren be- 
treut. Auch in Irland findet eine sehr enge Kooperation 
zwischen den sozialen Beratungseinrichtungen und den 
Kreditgenossenschaften statt. 

Die Situation in einzelnen Ländern stellt sich wie folgt 
dar: 

Frankreich 

ln Frankreich konnte sich bereits 1984 „jeder Antragstel- 
ler, dessen Gesuch auf Eröffnung eines Kontos von meh- 
reren Kreditinstituten abgewiesen wird und der aufgrund 
dieses Umstandes kein Konto besitzt, an die Banque de 
France wenden, damit diese ihm ein Kreditinstitut zu- 
weist, bei der er ein Konto eröffnen kann“.''^ Geregelt war 
dies in Artikel 58 des „Loi bancaire“. Das Recht auf ein 
Konto ist seit dem 11. Dezember 2001 in Artikel L312-1 
des „Code Monetaire et Financier“ geregelt. Vorausset- 
zung für das Gesuch an die Banque de France ist aber 
nicht mehr die vorherige mehrfache Abweisung des An- 
tragstellers durch verschiedene Institute. 


Vergleiche hierzu auch die Expertise von Prof. Dr. Wolfhard Kohte in 
Materialien zur Familienpolitik Nr. 19/2004, herausgegeben vom 
BMFSFJ . 

Dieter Korczack „Übertragbarkeit der irischen und niederländischen 
Modelle der Zusammenarbeit von Schuldnerberatung und Finanz- 
wirtschaft auf deutsche Verhältnisse“. 

Kaiser, Der Kontrahierungszwang beim Girokonto in Europa, Ver- 
braucher und Recht, www.vur-online. de/beitrag/8. html. 


Für Verbraucher, die über diese Regelung ein Konto er- 
halten, gilt außerdem das Dekret Nummer 2001-45 vom 
17. Januar 2001, das den Umfang der „Services bancaires 
de base“ regelt. Zum Mindestumfang gehören auch die 
Ausführung von Überweisungen, die Gesfattung von 
Scheckaussfellungen und die monatliche Zusendung des 
Kontoauszugs. Für den Fall, dass die Bank die Schlie- 
ßung des Kontos beabsichtigt, regelt das Dekret außer- 
dem, dass die Bank 45 Tage davor die Banque de France 
hiervon unter Benennung der Gründe zu unterrichten hat. 
Neben der gesetzlichen Regelung gilt in Frankreich auch 
die Charta über Bankdienstleistungen aus dem Jahre 
1992, die das Recht auf ein Girokonto ergänzen soll. Eine 
solche Ergänzung wurde insbesondere im Hinblick auf 
die fortschreitende Entwicklung des bargeldlosen Zah- 
lungsverkehrs als notwendig angesehen, da das Recht auf 
ein Girokonto bis 1992 kein Recht zur uneingeschränkten 
Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr enthielt. 
Die Charta stellt eine kollektive Selbstverpflichtung ent- 
sprechend der ZKA-Empfehlung dar, die der französische 
Bankenverband seinen Mitgliedern empfohlen hat."*® 

ln der Praxis haben sich jedoch die Umsetzung des 
Rechts auf ein Konto und die vorgesehenen Verfahrens- 
schritte als zu langwierig herausgestellt. Das Verfahren 
gilt daher als zu wenig attraktiv und wird - auch nach An- 
sicht der französischen Regierung - zu wenig in An- 
spruch genommen, so dass viele französische Bürger 
ohne Konto sind. 

Vor dem Hintergrund anhaltender öffentlicher Diskussion 
ist die französische Regierung gegenwärtig im Begriff, 
im Rahmen der Strategien zur Bekämpfung von Armut 
und Ausgrenzung mit einem Aktionsplan einen verbes- 
serten Anspruch auf Bankdienstleistungen für Bedürftige 
zu schaffen. Die französische Regierung präsenfierfe am 
30. Januar 2006 einen Akfionsplan, der sich unfer ande- 
rem für die Verpflichtung der Institute ausspricht, für ei- 
nen einfacheren Zugang der Bevölkerung zu einem Konto 
zu sorgen, die Kontoinhaber obligatorisch mit einer 
Bankkarte für PlN-gestüfzfe Transakfionen auszusfaffen 
und ihnen darüber hinaus den Zugang zu modernen Zah- 
lungsmitteln zu eröffnen, soweit dies angemessen isH^. 

Der Aktionsplan beruht auf vier Selbstverpflichtungen 
und wird durch genau benannte Maßnahmen und einen 
Umsetzungs- und Evaluierungszeitplan ergänzt. 

Die erste Verpflichtung soll einen tatsächlichen Anspruch 
aller auf ein Konto garantieren, wobei die Bank, an die 
sich der Kunde gewandt hat, nunmehr alle Verfahrens- 
schritte, die früher bei der Banque de France durchgeführt 
wurden, übernimmt und so der Anspruch auf ein Konto 
innerhalb von 24 Stunden (ein Werktag) erfüllt werden 
kann. Die zweite Verpflichtung betrifft den Zugang zu ei- 
ner Bankkarte. Der kostenlose Banken-Mindestdienst 
muss zwingend für alle Konfeninhaber die aufomafische 
Ausgabe einer Bankkarfe mit einschließen. Die dritte Ver- 


46 Vergleiche Kaiser a. a. O. mit weiteren Verweisen. 

47 Vergleiche Presseerklärung unter http://www.finances.gouv.fr/presse/ 
communiques/c060 1301 .php. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 16/2265 


pflichtung beinhaltet die individuelle Betreuung von Per- 
sonen, die Sehwierigkeiten mit dem Zugang zu oder bei 
der Benutzung von Bankdienstleistungen haben. Die 
Banken haben sieh verpfliehtet, sieh bis Ende Juni 2006 
mit den 1 179 000 Inhabern von aktiven Konten in Ver- 
bindung zu setzen, die am bargeldlosen Zahlungsverkehr 
nieht teilhaben können. Parallel dazu wird die Rolle der 
Sozialbetreuung im Kampf gegen die Ausgrenzung von 
Bankdienstleistungen verstärkt. Die vierte Verpfliehtung 
betrifft sehließlieh den Einsatz von bargeldlosen Zah- 
lungsmitteln als Teil der Modernisierung der bürgemahen 
öffentliehen Dienstleistungen. 

Die französisehe Regierung erkennt mit diesem sehr weit- 
gehenden Vorstoß die Bedeutung der Teilhabe am bar- 
geldlosen Zahlungsverkehr für alle sozialen Sehiehten an 
und will mit kurzfristigen Maßnahmen die Zahl der vom 
Zahlungsverkehr und damit aueh sozial bislang ausge- 
grenzten Bürger signifikant reduzieren. 

Belgien 

Seit dem 1. September 2003 hat ein Verbraueher mit 
Hauptwohnsitz in Belgien einen Reehtsansprueh auf Ein- 
riehtung eines so genannten Siehtkontos auf Guthabenba- 
sis bei einer Bank seiner Wahl. Der Ansprueh ist im „Loi 
instaurant un serviee baneaire de base“ verankert."^* Die 
mit diesem Konto verbundenen Dienstleistungen der 
Bank bestehen unter anderem darin, ein solehes Konto zu 
eröffnen und zu verwalten, Überweisungen (aueh elektro- 
niseher Art) und Daueraufträge auszufiihren und Konto- 
auszüge periodiseh zur Verfügung zu stellen. Ablehnen 
kann die Bank die Eröffnung eines solehen Kontos u. a. 
im Falle eines betrügerisehen Bankrotts des Antragstel- 
lers, eines sonstigen betrügerisehen Verhaltens oder eines 
vergleiehbaren Vertrauensmissbrauehs. Für Streitigkeiten 
sieht das Gesetz ein außergeriehtliehes Sehliehtungsver- 
fahren vor. Dieses ist beim Ombudsmann der Banken an- 
gesiedelt - die Entseheidung wird aber gemeinsam mit ei- 
nem Vertreter der Verbraueherverbände gefällt'*^. Der 
Sehiedssprueh entfaltet jedoeh keine Bindungswirkung. 
Daneben legt aber eine Ausführungsverordnung zum Ge- 
setz zudem die maximal zulässige Kontoführungsgebühr 
für alle Banken verbindlieh fest. Diese beträgt zurzeit 
12 Euro im Jahr - der Gesetzgeber kann sie, aueh naeh 
oben, anpassen. Diese Jahrespausehaie deekt je naeh Art 
der Kontoführung eine bestimmte Anzahl von Operatio- 
nen/Transaktionen ab: Wählt der Kontoinhaber eine Kon- 
tokarte, um insbesondere elektronisehe Operationen 
durehzuführen, deekt die Jahresgebühr 36 Operationen 
ab, verziehtet der Kontoinhaber hingegen auf die Konto- 
karte, deekt die Gebühr 72 manuelle Operationen im Jahr 
ab. Will der Kontoinhaber mehr Transaktionen durehfüh- 
ren, hat er die bankübliehen Tarife zu entriehten.^o 


Monitexir Beige/Belgisch Staatsblad vom 15. Mai 2003, Edition 2, 
S. 26402 bis 26405, vgl. auch Schuldenreport 2006, S. 178. 
Vergleiche Schuldenreport 2006, S. 179. 

Vom 7. September 2003, in: Moniteur Belge/Belgisch Staatsblad 
vom 15. September 2003. 


Irland 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung Irlands sind Mitglie- 
der des Netzwerks der in Irland etablierten Genossen- 
sehaftsbanken. Für übersehuldete Personen werden in 
Abspraehe mit der Sehuldnerberatung bei den Genossen- 
sehaftsbanken zwei spezielle Konten eröffnet. Ein Konto 
auf Guthabenbasis und ein Sparkonto. Für die Kontofüh- 
rung bereehnen die Kreditgenossensehaften keine Gebüh- 
ren und keine Transakfionskosfen. 

3. Erkenntnisse der Bundesregierung und der 
Bundesanstait für Finanzdienstieistungs- 
aufsicht (BaFin) 

An die Bundesministerien und die BaFin werden dureh 
Eingaben und Petitionen Probleme bei Umsetzung der 
ZKA-Empfehlung zum Girokonto für jedermann heran- 
gefragen.^' Die Zahl der Eingänge isf - aueh im Verhält- 
nis zu Eingaben über andere Gesehäftsvorfälle - gering. 

So beziehen sieh ea. 2 Prozent aller an die BaFin gerieh- 
teten Eingaben (ea. 60 von 3 000) auf das Thema Giro- 
konto für jedermann. Die Eingaben riehten sieh dabei 
überwiegend gegen eine Verweigerung der Kontoeröff- 
nung einzelner Banken oder gegen eine Kündigung eines 
bestehenden Kontos. Sofern dabei keine der in der ZKA- 
Empfehlung genannten Unzumutbarkeitsgründe deutlieh 
erkennbar sind, tritt die BaFin grundsätzlieh zur Saehver- 
haltsaufklärung an das Institut heran. Hierdureh konnte in 
der Vergangenheit in versehiedenen Einzelfällen dazu 
beigetragen werden, dass das betreffende Institut zu einer 
Kontoeröffnung oder einer Weiterführung des Konfos be- 
reit war. 

Allerdings ist hier zu unterseheiden, dass in diesen Fällen 
die Institute eher - naeh vorheriger Ablehnung - ein 
Konto eröffneten, als das sie eine bereits ausgesproehene 
Kündigung zurüeknahmen. 

Vermehrt gingen bei der BaFin Anfragen ein, wie ein Gi- 
rokonto für jedermann zu erhalfen sei, da die Person „nir- 
gendwo“ ein Konto bekäme, ln diesen Fällen werden die 
reehtliehen Hintergründe dem Einsender individuell er- 
läutert und auf die vorhandenen Sehliehtungsstellen hin- 
gewiesen. Sofern dureh die Einsender einzelne Institute 
und Ablehnungsgründe benannt werden, tritt die BaFin 
ebenfalls an das jeweilige Institut heran. Naeh den Erfah- 
rungen der BaFin führen vor allem folgende Gründe zur 
Verweigerung der Eröffnung und der Kündigung eines 
Girokontos: 

- Mehrfaehpfändungen, 

- einzelne lange andauernde Pfändungen, 

- Negafivmeldungen (z. B. der SCHUFA), 

- Privatinsolvenzverfahren, 

- Zahlungsverkehr für Driffe über das eigene Konto 


Ein spezieller und öffentlich bekannt gemachter Verfahrenszug be- 
steht allerdings nicht. 
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- Verhalten des Kontoinhabers (z. B. wenn er Mitarbei- 
ter des Instituts beleidigt hat) 

- vermehrte Lastschriftrückgaben. 

Bei den der BaFin bekannt gewordenen Fällen wurde bei 
einer Privatinsolvenz die Weiterführung eines Guthaben- 
kontos nur dann abgelehnt, wenn es zusätzlich andere 
Gründe gab, die eine Unzumutbarkeit begründeten. 

Neben der BaFin gehen in den Bundesministerien Einga- 
ben und Petitionen ein, die sich mit der Thematik befas- 
sen. Die Gesamtzahl von maximal 15 Fällen je Ministe- 
rium pro Jahr (BMJ, BMF, BMELV, BMFSFJ, BMWi) 
hat sich nicht wesentlich verändert. Als Ablehnungs- 
bzw. Kündigungsgründe werden seitens der Einsender 
oftmals ein Negativeintrag bei der SCHUFA und Insol- 
venzen bzw. Kontopfändungen genannt, ln allen Fällen 
werden auch hier die Einsender auf die ZKA-Empfehlung 
sowie in entsprechenden Fällen, in denen ein Institut der 
Sparkassen- Finanzgruppe angesprochen wird, auf das/ 
die jeweiligen SparkassengesetzZ-verordnung/Mustersat- 
zung hingewiesen. Zugleich wird den Einsendern emp- 
fohlen, eine schriftliche Begründung für die Ablehnung/ 
Kündigung bei der betreffenden Bank/Sparkasse einzuho- 
len und die jeweilige Beschwerdestelle zu kontaktieren. 

4. Erfahrungen der Bundesagentur für Arbeit 

Geldleistungen werden von der Bundesagentur für Arbeit 
im Regelfall auf ein inländisches Konto des Leistungs- 
empfängers überwiesen. Soweit Geldleistungen mangels 
Girokonto nicht überwiesen werden können, werden 
diese dem Leistungsempfänger unter Einbehalt der Kos- 
ten per Zahlungsanweisung zur Verrechnung ausbezahlt. 
Die Kostentragungspflicht entfällt, wenn der Berechtigte 
nachweist, dass ihm die Einrichtung eines Girokontos 
ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist. 

Für den Bereich Arbeitslosengeld (SGB 111) ist mit 
Durchführungsanweisung zu § 337 SGB 111 geregelf, dass 
die Leistungsempfänger, denen die Kontoführung verwei- 
gert wird oder denen ihr Girokonto gekündigt wird, 
schriftlich aufzufordem sind, die zuständige Schlich- 
tungsstelle anzurufen. Für diese Fälle halten die Agentu- 
ren für Arbeit vorbereitete Anschreiben und die Anschrif- 
ten der Schlichtungsstellen bereit. 

Für den Bereich Arbeitslosengeld 11 (SGB 11) ist das Ver- 
fahren als fachlicher Hinweis zu § 42 SGB 11 in den Ge- 
schäftsanweisungen SGB 11 geregelt. 

Über die Weigerungsgründe ein Girokonto zu führen, gibt 
es aus Sicht der Bundesagentur keine neuen Erkenntnisse. 
Zuletzt waren neben negativen SCHUFA- Auskünften, der 
hohe Verschuldungsgrad der Antragsteller, verbunden mit 
vollstreckungsrechtlichen Maßnahmen von Gläubigem, 
für die Kontoverweigerung maßgebend. Verweigert wurde 
die Kontofühmng auch Arbeitslosen ohne festen Wohn- 
sitz. 

Weiterhin ist aus Sicht der Bundesagentur zu berücksich- 
tigen, dass in einer Vielzahl von Fällen die Leistungsemp- 
fänger die Einschaltung von Kundenbeschwerdestellen 
ablehnen und stattdessen den Kostenabzug bei der ZzV- 


Zahlung in Kauf nehmen. Dies gilt zudem für Kontoinha- 
ber, die aus persönlichen Gründen die Auszahlung mittels 
kostenpflichtiger ZzV vorziehen. 

Nach Bewertung der Bundesagentur lässt der Vergleich 
der Zahlungen seit 2000 (siehe oben) eine Verbesserang 
der Situation zugunsten der Leistungsempfänger ohne 
Konto nichf erkennen. 

V. Bewertung der vorliegenden Daten 
und der aktuellen Situation 

1. Erfahrungen und Bewertung 
durch die Kreditwirtschaft 

Auch die im ZKA zusammengeschlossenen Spitzenver- 
bände der Kreditwirtschaft sehen die Möglichkeit der Nut- 
zung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs in der modernen 
Gesellschaft als wesentlichen Kern der Teilnahme am 
wirtschaftlichen Leben. Im Bewusstsein ihrer gesell- 
schaftlichen Verantwortung hätte sich die deutsche Kredit- 
wirtschaft über ihre Spitzenverbände daher die ZKA- 
Empfehlung zum Girokonto für jedermann im Jahre 1995 
ausgesprochen. 

Ziel dieser Empfehlung war - und isf es nach wie vor - 
aus Sicht des ZKA allen Verbrauchern unabhängig von 
ihrem sozialen oder finanziellen Hintergmnd den Zugang 
zum bargeldlosen Zahlungsverkehr zu ermöglichen. 

Im Rückblick auf die vergangenen gut 10 Jahre kommt 
der ZKA zu dem Ergebnis, dass eine praktikable, d. h. 
den Interessen der betroffenen Bürger gerechte Umset- 
zung der ZKA-Empfehlung in der Praxis erfolge. 

Die Entwicklung der Zahlen zu entsprechenden Girokon- 
ten, die sich bis zum Stichtag der letzten Erhebung 
(31. Dezember 2005) auf rund 1,9 Millionen erhöht hätte, 
belege, dass sich die ZKA-Empfehlung bewährt habe. 

Hinsichtlich der in dem Beschluss des Deutschen Bun- 
destages vom 30. Juni 2004 ^^ enthaltenen Forderungen ist 
der ZKA der Ansicht, durch die ergriffenen Maßnahmen 
diesen Forderungen nachgekommen zu sein. 

Im Einzelnen hat der ZKA hierzu ausgeführt: 

- Belastbares Datenmaterial über die Anzahl von Kon- 
toablehnungen oder Kündigungen sowie über die 
Struktur der Inhaber von Girokonten für jedermann 
werde durch die Kreditwirfschaft datentechnisch nicht 
erfasst, da vollständig neue Meldeverfahren innerhalb 
der einzelnen Institutsgruppen und in den einzelnen 
Kreditinstituten selbst hätten aufgebaut werden müs- 
sen. Der Aufbau eines entsprechenden (kostenintensi- 
ven) Meldeverfahrens stünde dabei im Widerspruch 
zur Maßgabe des Deutschen Bundestages, bei der Er- 
hebung keine „Überbürokratisierung“ zu erzeugen. 
Fraglich sei zudem, ob die Erhebung von „Strukturda- 
ten“ im Einklang mit dem Datenschutz stehen würde. 

- Belastbares Datenmaterial zur Anzahl von Kontoab- 
lehnungen existiere nicht. Zahlen, die immer wieder in 


52 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/3274. 
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die Diskussion eingebracht werden, können daher 
nach Ansicht des ZKA nur auf nicht repräsentativen 
Hochrechnungen basieren. 

- Die Zahl der Leistungsempfanger der Bundesagentur 
für Arbeit ohne Kontoverbindung gilt es aus Sicht des 
ZKA zu relativieren. Allein aus dem Umstand, dass 
ein Verbraucher über kein eigenes Girokonto verfüge, 
könne nicht gefolgert werden, dass eine Bank oder 
Sparkasse dem Verbraucher die Eröffnung eines Giro- 
kontos zu Unrecht verweigert hat. Die Gründe für den 
(bewussten) Verzicht auf eine eigene Kontoverbin- 
dung wären vielfältig, etwa zur Vermeidung bzw. Er- 
schwerung des Zugriffs von Gläubigem auf Vermö- 
genswerte. 

- Die Zahl der Bürger ohne Konto ist nach Ansicht des 
ZKA „sehr gering“. Die teilweise vom Verbraucher- 
zentrale Bundesverband (vzbv) wiederholte Behaup- 
tung, „mehrere hunderttausend Verbraucher“ seien 
derzeit in Deutschland vom bargeldlosen Zahlungs- 
verkehr ausgeschlossen, weil Banken und Sparkassen 
ihnen die Eröffnung eines Girokontos verweigern 
würden (vgl. Pressemitteilung des vzbv vom 24. Ja- 
nuar 2006), sollte nach Ansicht des ZKA kritisch hin- 
terfragt werden: Eine repräsentative Erhebung, die 
diese Aussage stützen könnte, liege nicht vor. 

Unbestritten ist nach den Ausfühmngen des ZKA da- 
bei, dass mitunter Unstimmigkeiten bei der Entschei- 
dung eines Kreditinstitutes gegen die Fühmng eines 
Girokontos auftreten. Aus diesem Grand hat der ZKA 
wiederholt den Verbraucher- und Schuldnerberatungs- 
verbänden angeboten, konkrete Fälle, in denen die 
Führung eines Kontos abgelehnt wurde, den Spitzen- 
verbänden der Kreditwirtschaft zu melden, damit 
diese Fälle einer zügigen Klärung zugefuhrt werden 
können. Nur wenige Einzelfälle würden jedoch an die 
kreditwirtschaftlichen Verbände herangetragen. 

- ln den Fällen, in denen es zu Unstimmigkeiten zwi- 
schen den betroffenen Bürgern und Banken im Hin- 
blick auf die Einrichtung eines Girokontos gemäß der 
ZKA-Empfehlung zum Girokonto für jedermann 
komme, könnten die seit mehreren Jahren eingerichte- 
ten Kundenbeschwerdestellen der einzelnen Banken- 
grappen von den Bürgern - für diese kostenlos - ange- 
rafen werden. Die Beschwerdefälle aus dem Bereich 
„Girokonfo für jedermann“ würden dabei nach Bewer- 
tung des ZKA vorrangig von den Schlichtungsstellen 
bearbeitet. Gemessen an der Gesamtzahl der Be- 
schwerdefälle - d. h. nichf allein bezogen auf den Be- 
reich „Girokonfo für jedermann“ - würden die Sfreif- 
schlichtungssfellen von immer mehr Bürgern genutzf. 
Hieraus folgern die Spifzenverbände, dass sich 
Schlichtungsverfahren im Falle eventueller Streitfälle 
inzwischen efabliert hätten. 

Die relativ niedrige Zahl der begründeten Beschwer- 
den von Betroffenen bei den Schlichtungsstellen sei 
zudem ein zusätzliches Indiz dafür, dass die Zahl von 
Bürgern, die ohne eigenes Verschulden kein Giro- 
konto erhalten, gering sein dürfte. Zwar sei die Zahl 


der Beschwerden zu diesem Thema bei den Schlich- 
tungsstellen in den vergangenen Jahren gestiegen, 
doch sei dies - wie auch die gestiegene Zahl von Giro- 
konten für jedermann - auch ein Spiegelbild der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in Deutschland. So erhöhte 
sich beispielsweise die Zahl der Arbeitslosen von De- 
zember 2000 bis Dezember 2004 um rund 20 Prozent 
oder 800 000 Personen. Das Verhältnis von Beschwer- 
defällen zum Girokonfo für jedermann und der Zahl 
von enfsprechenden Konfen unfersfreiche dabei den 
Eindruck, dass die Kreditinsfifufe die ZKA-Empfeh- 
lung in der Praxis umsefzen. Denn nur verhältnis- 
mäßig wenige Streitfälle, d. h. im Promillebereich be- 
zogen auf die Anzahl der Girokonten für jedermann, 
seien bei den Kundenbeschwerdesfellen der Kredif- 
wirfschaft fesfzusfellen. 

- Zur wetteren Erhöhung der Transparenz für die befrof- 
fenen Bürger hätten die Spitzenverbände der Kredit- 
wirtschaft ihre jeweiligen Mitgliedsinstitute im ver- 
gangenen Jahr aufgefordert, die Kündigung und 
Ablehnung von entsprechenden Girokonten schriftlich 
zu begründen und darin auf die Möglichkeit der kos- 
tenlosen Inanspruchnahme einer Schlichtungsstelle 
hinzuweisen. Auf diese Weise dürfte nach Ansicht des 
ZKA - über das bereits 2004 zum Thema „Girokonto 
für jedermann“ erweiterte Interaetangebot des ZKA^^ 
hinaus - der Bekanntheitsgrad der ZKA-Empfehlung 
sowie der für die Bürger kosfenlosen Schlichtungsver- 
fahren weiter erhöht worden sein. Auch die Entwick- 
lung der Beschwerdefälle bei den einzelnen Kunden- 
beschwerdesfellen der Insfitufsgrappen besfäfige dies. 

Anhand der Kundenbeschwerden zum Girokonto für 
jedermann, die in den lefzfen Monafen eingegangen 
seien, isf nach Ansichf des ZKA fesfzusfellen, dass 
dieser Vordruck von den Kreditinsfifufen eingesefzf 
wird, da er einer zunehmenden Anzahl von Eingaben 
als Anlage beigefügf wird. 

- Vor dem Hintergrund insbesondere der vom ZKA ge- 
nannten Zahlen zum Girokonto für jedermann und der 
geringen Zahl von Personen, die unverschuldef über 
kein Konfo verfügen, isf der ZKA der Ansicht, dass 
die Umsetzung der ZKA-Empfehlung zum Girokonto 
für jedermann erfolgreich und den befroffenen Bür- 
gern dienlich sei. Eine gesefzliche Regelung sei daher 
nicht erforderlich und nicht im Interesse der Betroffe- 
nen. Letztlich müssten auch bei einer gesetzlichen Re- 
gelung analog zu den Unzumutbarkeitsgründen in der 
ZKA-Empfehlung Ausnahmen geregelt werden, in 
denen die Verpflichtung eines Kreditinstituts zur Kon- 
toführung im Einzelfall nicht bestehen würde. Inso- 
fern hätte jedoch eine gesetzliche Regulierung die 
Folge, dass die Entscheidung von Streitfällen, die es 
zweifellos auch bei einer gesefzlichen Grundlage ge- 
ben würde, auf die Gerichfe verlagert werden würde. 
Die daraus resultierende zusätzliche Arbeitsbelastung 
der Justiz außer Acht lassend, werde die kostenlose 
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und zeitnahe Bearbeitung dureh außergeriehtliehe 
Streitsehliehtungsstellen den Interessen der Betroffe- 
nen hingegen deutlieh besser gereeht. 

In der Gesamtbetraehtung und vor dem Hintergrund 
der positiven Erfahrungen und Entwieklungen über 
den nun mehr als zehnjährigen Zeitraum des Beste- 
hens der ZKA-Empfehlung, spreehen sieh die Spitzen- 
verbände der Kreditwirtsehaft absehließend dafür aus, 
dass von einer weiteren regelmäßigen Berichterstat- 
tung zur Umsetzung der ZKA-Empfehlung Abstand 
genommen werden sollte. 

Die Erstellung der Berichte sei immer mit umfangrei- 
chem personellem und zeitlichem Aufwand verbunden. 
Dies gelte sowohl für die Kreditwirtschaft als auch für 
Ministerien und Abgeordnete. Aus den Erfahrungen der 
letzten Berichterstattungen sollte nunmehr der Schluss 
gezogen werden, dass eine Umsetzung der ZKA-Empfeh- 
lung in der Kreditwirtschaft erfolgt und daher zukünftig 
die Ressourcen aller Beteiligten für andere Aufgaben ein- 
gesetzt werden sollten. Im Bewusstsein dessen, dass sich 
die Kundenbeschwerdeverfahren mittlerweile etabliert 
hätten und das Thema „Girokonto für jedermann“ geson- 
dert in den Statistiken und Tätigkeitsberichten der Be- 
schwerdestellen aufgenommen und dargestellt werde, 
sollten diese Publikationen in Zukunft einen ausreichen- 
den Ersatz zur Berichterstattung der Bundesregierung 
darstellen. 

2. Erfahrungen und Bewertung durch die 
Arbeitsgemeinschaft Schuidnerberatung 
der Verbände (AG SBV) und den Verbrau- 
cherzentraie Bundesverband e. V. (vzbv) 

Nach Ansicht der vzbv ist die Zahl der in Deutschland 
überschuldeten Privathaushalte besorgniserregend. Dabei 
treffe das Risiko der Überschuldung mehr denn je breite 
Bevölkerungsschichten. Zudem fänden zu wenige Haus- 
halte den Weg aus der Überschuldung heraus. 

Neben den primären Überschuldungsauslösem wie Ar- 
beitslosigkeit seien auch Praktiken der Kreditwirtschaft 
aus Sicht des vzbv zu beklagen, die das Überschuldungs- 
potenzial von Geschäftsbeziehungen erhöhen, bezie- 
hungsweise die die wirtschaftliche Reintegration über- 
schuldeter Haushalte erschweren. Genannt werden hier 
neben Kreditumschuldungen und dem Scoring bei Ver- 
braucherdarlehen vor allem die Kündigung von Girokon- 
ten und die Verweigerung von Guthabenkonten - beides 
entgegen dem Wortlaut der ZKA-Empfehlung. 

Anlässlich der Vorstellung des Schuldenreports 2006 

- ein Gemeinschaftswerk des vzbv mit der Caritas, der 
Diakonie und dem Deutschen Roten Kreuz - bekräftigte 
der vzbv zusammen mit den Mitherausgebern am 15. Fe- 
bruar 2006 noch einmal seine Forderung, der wachsenden 
Überschuldung effektiver als bisher u. a. dadurch zu be- 
gegnen, dass 

- ein Recht auf ein Guthabenkonto gesetzlich verankert, 

- das Kontopfändungsrecht an die Bedeutung des bar- 
geldlosen Zahlungsverkehrs angepasst sowie 


- die innerhalb der Bundesministerien verteilten Zustän- 
digkeiten zu einem Gesamtansatz zusammengeführt 
und eine sog. Task Force eingesetzt wird, die - unter 
Beteiligung der Länder und der Wirtschaft - eine 
„Agenda gegen Überschuldung“ erarbeitet. 

In ihrer Stellungnahme zu dem vorliegenden Bericht der 
Bundesregierung hebt der vzbv insbesondere hervor, dass 
die Abhängigkeit der Verbraucher vom Zugang zum bar- 
geldlosen Zahlungsverkehr weiter zugenommen habe. 

Beispielhaft führt er in diesem Zusammenhang an: 

- Der öffentliche Sektor beschränkt die Ein- und Aus- 
zahlungsmöglichkeiten für Bürger immer häufiger auf 
die bargeldlose Zahlung. So wird beispielsweise Erzie- 
hungsgeld grundsäfzlich nur noch bargeldlos ausge- 
zahlf. Bestimmte Beiträge an die Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund (vormals Bundesversicherungsanstalt 
für Angesfellte) können nur noch bargeldlos einge- 
zahlt werden. Gerichtskosten sollen möglichst nur 
noch bargeldlos entrichtet werden (Beispiel: elektroni- 
sches Mahnverfahren). Zur Begründung dieser Ent- 
wicklung kann exemplarisch auf folgende behördliche 
Aussage verwiesen werden: „Aufgrund des hohen und 
personellen Aufwands, der mit Bargeld- Verkehr ver- 
bunden ist, kann im Zentrum für Datenverarbeitung 
nur noch bargeldlos gezahlt werden.“^"' 

- Für den Bereich der privaten Existenzsicherung gilt 
unverändert, dass Arbeitgeber den Lohn oder das Ge- 
halt ihrer Mitarbeiter nur bargeldlos zahlen, Vermieter 
von ihren Mietern Einzugsermächtigungen für die 
Miefe verlangen, ebenso Energieversorger, Telekom- 
munikationsanbiefer und Versicherungsuntemehmen. 
Der Bundesgerichtshof erachtet entsprechende Ver- 
tragsklauseln mit der Begründung für zulässig, dass 
ein Girokonto zum selbstverständlichen Bestandteil 
des Alltagslebens gehört. 

- Selbst der Freizeitsektor bleibt von dieser Entwick- 
lung nicht unberührt - immer mehr Vereinssatzungen 
werden so geändert, dass der Vereinsbeitrag nur noch 
bargeldlos gezahlt werden kann. Dasselbe gilt für die 
Kursgebühren vieler Fort- und Weiterbildungsträger. 

- Bürger ohne eigenes Konto finden noch nicht einmal 
mehr bei jeder Bank die Möglichkeit für Bareinzah- 
lungen. So haf die Verbraucherzentrale Berlin in ihrer 
Untersuchung vom Juli 2005 festgestellt, dass erste 
Berliner Kreditinstitute diesen Service eingestellt ha- 
ben. 

- Soweit die Möglichkeit für Bareinzahlungen besteht, 
sind hierfür hohe Gebühren fällig. 

Hinsichtlich der Umsetzung der Beschlussfassung des 
Bundestages vom 30. Juni 2004 durch die Kreditwirt- 
schaft sowie zu anderen Erkenntnisse bei der Umsetzung 
der ZKA-Empfehlung hat der vzbv eine Reihe von Stich- 


Zentrum für Datenverarbeitung an der Johannes Gutenberg-Universi- 
tät Mainz. 

55 BGH, NJW 1996, 988. 
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proben, Umfragen, Zwisehenauswertungen der Sehuld- 
ner- und Verbraueherzentralen sowie Einzelgespräehe mit 
Betroffenen im Jahre 2005 durehgeführt. In einer Ge- 
samtbetraehtung zeigen naeh Ansieht des vzbv die Stieh- 
proben und Umfragen der Wohlfahrts- und Verbraueher- 
verbände in der Zeit naeh dem letzten Berieht der 
Bundesregierung, dass 

- der Besehluss des Deutsehen Bundestages vom 
30. Juni 2004, der als Good-will-Angebot an die Kre- 
ditwirtsehaft zu verstehen war, ohne Wirkungen für 
die Praxis geblieben ist; 

- die ZKA-Empfehlung ihrer Funktion nieht gereeht 
werden kann, die Institute anzuhalten, wenigstens den 
Wortlaut der ZKA-Empfehlung zu befolgen; 

- Banken die Sehliehtungssprüehe zugunsten der Ver- 
braueher wegen ihrer fehlenden Verbindliehkeit igno- 
rieren können; 

- von den wenigen veröffentliehten Sehliehtungssprü- 
ehen keine Signalwirkung für die Banken ausgeht; 

- die gesetzliehen Vorsehriften zum Sehutz persönlieher 
Daten unterlaufen werden und 

- die Pfandungssehutzvorsehrift des § 55 SGB I missaeh- 
tet wird. 

Aueh die Ergebnisse der von der AG SBV durehgeführ- 
ten Stiehproben und die weiteren Erfahrungen aus der 
Praxis der AG SBV bestätigen, dass es naeh wie vor er- 
hebliehe Mängel bei der Umsetzung der ZKA-Empfeh- 
lung gibt. Daraus zieht die AG SBV folgendes Fazit: 

- die Einsehaltung der Sehliehtungsstellen habe sieh nur 
bedingt bewährt; 

- auf die Besehwerdestellen werde bisher völlig unzu- 
reiehend hingewiesen; 

- die Dauer der Verfahren sei für Betroffene ohne Konto 
unzumutbar; 

- bis zu der Entseheidung der Sehliehtungsstelle verfü- 
gen die Betroffenen über kein Konto; 

- der Sehliehtersprueh sei für die Banken reehtlieh nieht 
bindend; 

- das Ziel des Girokontos für jedermann werde verfehlt 
(z. B. Legitimation der Kündigung aufgrund von Kon- 
topfändungen); 

- die Einriehtung von Guthabenkonten werde in der 
weit überwiegenden Zahl der Fälle grundlos verwei- 
gert. Die Verweigerung der Kontoeröffnung werde in 
der Regel bisher nieht sehriftlieh begründet; 

- Girokonten werden vor allem wegen des derzeitigen 
Kontopfändungsreehts weiterhin von den Kreditinsti- 
tuten gekündigt. 

Aus Sieht des vzbv handelt es sieh dabei um ein struktu- 
relles Problem und nieht um das Einzelproblem einiger 
Kreditinstitute. Bundestag und Bundesregierung dürften 
daher nieht ein weiteres Mal auf die Entwieklungen in der 
Zukunft vertrauen und die weitere Entwieklung abwarten. 


Der vzbv fordert daher die gesetzliehe Verankerung eines 
Reehts auf ein Guthabenkonto und die Reform des Kon- 
topfändungsreehts. 

Mit einer Reform des Kontopfändungsreehts entfiele für 
die Banken die von ihnen empfundene Unzumufbarkeif, 
ein gepfändefes Konto fortzuführen, da es nieht mehr blo- 
ekiert wäre. In gleiehem Umfang, wie Kontokündigungen 
dann unterbleiben könnten und würden, gäbe es dann 
aueh keine neue Naehfrage naeh Guthabenkonten. 

Zur Umsetzung und Lösung der strukturellen Probleme 
weist der vzbv im Einzelnen auf Folgendes hin: 

Zunäehst sei ein subjektiver Ansprueh auf Eröffnung ei- 
nes Guthabenkontos gesetzlieh zu verankern. Die damit 
verbundene Einführung eines Kontrahierungszwangs sei 
verfassungsreehtlieh zulässig. Naeh Artikel 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip 
(Artikel 20 Abs. 1 des Grundgesetzes) treffe den Staat die 
Fürsorgepflieht, für ein mensehenwürdiges Existenzmini- 
mum Sorge zu tragen. Die Definition des mensehenwür- 
digen Existenzminimums in der heutigen Gesellsehaft 
umfasse nieht mehr nur den Sehutz vor Obdaehlosigkeit 
und Verhungern, sondern aueh den Sehutz, dass Bürger 
Zugang zu solehen bankmäßigen Leistungen haben, auf 
die sie existentiell angewiesen sind. Hierher gehöre ein 
Girokonto mit Basisfunktionen. Denn der bargeldlose 
Zahlungsverkehr sei heute wesentliehe Ausdrueksform 
der Teilhabe am Wirtsehafts- und Sozialleben. 

Eekpunkte eines gesetzliehen Anspruehs sind dabei für 
den vzbv: 

- Die Gewährung eines subjekfiven Reehfs für den Ver- 
braueher. Die 1995 in den Gesefzentwürfen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion 
der SPD vorgesehlagenen Erweiterungen im Kredit- 
wesengesetz (KWG)^^ erseheinen nieht mehr zeitge- 
mäß, zumal die Regelungen dieses Gesetzes dem Ver- 
braueher kein subjektives Reeht einräumen. 

- Als Standort für einen gesefzliehen Ansprueh sollfe 
daher das Bürgerliehe Gesefzbueh (BGB) gewählt 
werden. Hierfür würde sieh die Umgebung um § 676f 
BGB eignen, der den Giroverfrag regelt. 

- Aueh vom Kontrahierungszwang müsse es Ausnahmen 
geben. Die aufoffensiehtliehe Unzumutbarkeitsfälle zu 
begrenzenden Ablehnungsgründe ließen sieh im zwei- 
fen Absafz des gesefzliehen Anspruehs verankern. Aus 
der ZKA-Empfehlung könnten die Unzumutbarkeits- 
gründe übernommen werden, die sieh objektiv - und 
damit im Zweifelsfalle geriehtlieh ohne größeren Auf- 
wand - feststellen lassen. Zu ihnen sollen gehören: 

- der Missbraueh der Leistungen des Kreditinstituts 
dureh den Kunden (Unzumutbarkeitsgrund Num- 
mer 1 der ZKA-Empfehlung), 


Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundes- 
tagsdrucksache 13/351) schlug die Einführung eines neuen § 6a 
KWG vor; der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD (Bundestags- 
drucksache 13/856) schlug nach § 20 KWG die Einführung eines 
neuen Unterabschnitts „3. Kontrahierungszwang“ vor. Vergleiche 
auch Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE. (Bundestagsdrucksa- 
che 16/731) sowie Bundestagsdrucksache 16/818. 
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- die grobe Belästigung von Mitarbeitern des Kredit- 
instituts durch den Kunden beziehungsweise deren 
Gefährdung durch ihn (Unzumutbarkeitsgrund 
Nummer 3 in ZKA-Empfehlung) und 

- die zwölfmonatige umsatzlose Kontoführung (Aus- 
zug aus Unzumutbarkeitsgrund Nummer 4 der 
ZKA-Empfehlung). 

- Darüber hinaus könne - ähnlich wie in Belgien - die 
Verurteilung wegen einschlägiger Straftaten eben- 
falls als Ablehnungsgrund aufgenommen werden. 

Mit einer solchen Regelung wäre - ebenso wie bei schon 
bestehenden Gesetzen mit einem Kontrahierungszwang 
(EnWG, PersBefG, PostG, SGB XI, KfZPflVersG) - auch 
keine Klagewelle zu befürchten. Der Sinn eines Kontra- 
hierungszwangs bestehe gerade darin, dass die Anbieter 
einer Dienstleistung, die der Daseinsvorsorge zuzurech- 
nen ist, allein unter dem Eindruck des Kontrahierungs- 
zwangs so diszipliniert werden, dass sie von sich aus, 
ohne externen Druck, das Rechtsgeschäft mit dem Ver- 
braucher abschließen, der keinen Ablehnungsgrund er- 
füllt. Es seien gerade solche klaren Rechtslagen, die be- 
wirken, dass gerichtliche Auseinandersetzungen 
vermieden werden, weil der Ausgang des Gerichtsverfah- 
rens für den Beklagten - in diesem Fall für die die Konto- 
eröffnung ablehnende Bank - absehbar ist, nämlich der 
Klageerfolg, und ein solcher Prozess daher nicht unnötig 
herausgefordert wird. Nur bei der Durchsetzbarkeit eines 
Anspruchs des Kontosuchenden werden die Kreditinsti- 
tute geneigt sein, dem - berechtigten - Begehren nach Er- 
öffnung eines Guthabenkontos auch freiwillig stattzuge- 
ben. An dieser klaren Rechtslage fehle es bislang in 
Deutschland. 

Daneben bedarf es nach Ansicht des vzbv der Reform des 
Kontopfändungsrechts. Solange das Kontopfändungs- 
recht so geregelt sei, dass es die Kreditwirtschaft veran- 
lasst, eine Kontoverbindung zu kündigen, sobald ein 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluss eingeht, weil die 
Dauerblockade des Kontos befürchtet wird, bleibe die an- 
schließende Nachfrage nach Guthabenkonten - mit den 
derzeit bekannten Problemen - hoch. 

Gäbe es hingegen ein Kontopfändungsrecht, das zum ei- 
nen auf einem gepfändeten Konto einen Sockelbetrag 
pfändungssicher belässf, so dass der Kontoinhaber noch 
die existentiellen Zahlungen bargeldlos vornehmen kann, 
und das zum anderen die Wirkung der Kontopfändung 
nur auf den akfuellen pfändbaren Saldo beschränkt, ent- 
fiele der Anlass für die massenhaften Kontokündigungen. 
Damit würde sich zugleich die anschließende Suche der 
betroffenen Kunden nach einem neuen Guthabenkonto 
erübrigen. Der Referentenentwurf des Bundesministe- 
riums der Justiz vom September 2004^7 habe den vorge- 
nannten ersten Punkt weitgehend umgesetzt. 

Hinsichtlich des zweiten Punktes konnte man sich nur 
dazu durchringen, die bisherige Dauerwirkung auf 3 Mo- 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Insolvenzordnung, des 
Kreditwesengesetzes und anderer Gesetze vom 16. September 2004. 


nate zu begrenzen und dies auch nur dann, wenn der Kon- 
toinhaber bei Gericht entsprechenden Vollstreckungs- 
schutz beantragt. Der vzbv hat im November 2004 zu 
dem Gesetzesvorschlag umfassend Stellung genommen 
und sich gegenüber dem Bundesjustizministerium auch 
zu den aus Bankenperspektive noch kritischen Punkten 
der haftungssicheren Identifizierung der Herkunft des 
pfändungsfreien Sockelbetrages geäußert. 

Angesichts der Bedeutung des bargeldlosen Zahlungsver- 
kehrs wäre eine Neuregelung, die die 7-Tage-Frist des 
§ 55 SGB 1 lediglich verlängert und dieses Prinzip gar auf 
die „generelle“ Kontopfändungsschutzvorschrift in 
§ 850k der Zivilprozessordnung (ZPO) übertragen würde, 
abzulehnen. Im Zeitalter des bargeldlosen Zahlungsver- 
kehrs sei nicht einzusehen, warum ausgerechnet von die- 
sen Verbrauchern erwartet werde, dass sie ihre verbliebe- 
nen finanziellen Mittel zur Existenzsicherung vom Konto 
räumen und in der Wohnung aufbewahren beziehungs- 
weise bei sich tragen müssten. Dies sei auch kontrapro- 
duktiv für die Normalisierung ihrer finanziellen Verhält- 
nisse. 

Aus Sicht des vzbv seien vielmehr folgende Eckpunkte 
bei einer Reform des Kontopfändungsrechts notwendig: 

- Die Einführung eines pfändungsfreien Sockelbefrages 
in § 850k ZPO, dessen Höhe an den Pfändungs- 
freigrenzen des § 850c ZPO ausgerichtef werden kann. 
Die Herkunft dieses Sockelbetrages muss für die Insti- 
tute ohne großen Aufwand und haftungssicher festge- 
stellt werden können. 

- Die Übertragung dieses Prinzips auf § 55 SGB 1, so 
dass auch unpfändbare Sozialleisfungen auf dem 
Konto verbleiben können. 

- Der gesetzliche Ausschluss der Dauerwirkung der 
Kontopfändung. Dies würde den Pfändungsgläubiger 
nichf über Gebühr benachfeiligen, da sich die Dauer- 
wirkung heufe durch die regelmäßige Kündigung der 
Konfoverbindung durch die Bank ohnehin nach kurzer 
Zeit erledigt. 

VI. Bewertung und Handlungsempfehlungen 
der Bundesregierung 

Hinsichtlich der im Beschluss des Deutschen Bundesta- 
ges vom 30. Juni 2004^* formulierten und vornehmlich an 
die Kreditwirtschaft gerichteten Forderungen ist aus Sicht 
der Bundesregierung zusammenfassend Folgendes fest- 
zuhalten: 

1. Seitdem sich der Deutsche Bundestag im Jahr 1995 
erstmals mit den Auswirkungen der ZKA-Empfeh- 
lung zum Girokonto für jedermann beschäftigf haf, 
sind keine Fortschritte bei der Erhebung verlässlicher 
Daten festzustellen, ob und inwieweit sich das Volu- 
men der Bürgerinnen und Bürger ohne Girokonto 
verändert hat und wie viele aufgrund der Verweige- 
rung oder Kündigung eines Girokontos über kein Gi- 


58 Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/3274. 
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rokonto verfugen. Verlässliehe Daten über dieses 
Problemfeld sind jedoeh für die Prüfung eines Hand- 
lungsbedarfs und efwaiger Handlungsoptionen des 
Gesetzgebers essentiell. 

Soweit vom Deutsehen Bundestag im Jahre 2004 
noeh einmal von der Kreditwirtsehafl gefordert wor- 
den ist, verwertbare Daten bereitzustellen, aus denen 
hervorgeht, wie oft und weshalb sie die Einriehtung 
eines Girokontos ablehnen oder ein solehes Konto 
kündigen, wurden von der Kreditwirtsehaft erneut 
keine belastbaren Zahlen unter Hinweis auf den da- 
mit aus der Sieht des ZKA verbundenen bürokrati- 
sehen Aufwand vorgelegt. 

Naeh Ansieht der Bundesregierung können verlässli- 
ehe Zahlen aussehließlieh bei den einzelnen Kredit- 
instituten „an der Quelle“ erhoben und - über die 
Verbände der Kreditwirtsehaft - zu einem aussage- 
kräftigen Sample zusammengeführt werden. Dies gilt 
sowohl für die Zahl der nieht eröffnefen als aueh für 
die der gekündigten Konten. Allein der Bankensektor 
als Anbieter von kontenbasierten Gesehäflsbeziehun- 
gen und potenzieller Vertragspartner kontenbezoge- 
ner Dienstleistungen ist in der Lage, aufgrund des di- 
rekten Kundenkontakts in den Gesehäftsstellen Daten 
unmittelbar ad personam zu erheben und über die 
Verbände zu einem vollständigen und damit aussage- 
kräftigen Bild zusammenzutragen. 

Verbrauehersehutzverbände unterhalten hingegen mit 
der Betroffenengruppe keine vertragliehen oder vor- 
vertragliehen Beziehungen. Sie können keine kon- 
kreten Zahlen zur Bezifferung der Anzahl von Bürge- 
rinnen und Bürgern, denen unversehuldet kein 
Girokonto zur Verfügung sfeht, mangels direkfen 
Kundenkonfakts beisfeuem. 

Lefzfere können lediglieh Dafen vorlegen - ebenso 
wie empirisehe Untersuehungen und Forsehungsvor- 
haben Drifter - die auf Umfragen und Stiehproben re- 
kurrieren. Diese können jedoeh bei weitem nieht die 
Datenpräzision wie die vom Deutsehen Bundestag 
gewünsehten Datenerhebungen der Banken sieher- 
stellen. Verbrauehersehutzverbände oder Meinungs- 
forsehungsinstitute würden sieh - wie dies bereits in 
der Vergangenheit der Fall war - gegenüber der Kre- 
ditwirtsehafl im Übrigen dem Vorwurf aussefzen, le- 
diglieh Sehäfzungen zu liefern und Doppelzählun- 
gen, die die Sfatisfik verzerren, niehf ausreiehend 
aussehließen zu können. 

Aufgrund der Tafsaehe, dass die erforderliehen Dafen 
mit der notwendigen Verlässliehkeit von den Banken 
erhoben werden könnten, hält es die Bundesregie- 
rung aueh nieht für zielführend, ein Forsehungsvor- 
haben zu inifiieren, das diese von der Kredifwirt- 
sehafl verweigerten Daten über Umwege und mit 
weniger Datengenauigkeit erhebt. 

2. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass es der 
Kreditwirtsehaft mit den eingeführten Vordrueken 
möglieh ist, in anonymisierter Form Daten über die 
Verweigerung und Kündigung von Girokonten über 


die Gesehäftsstellen zu erheben, über die Einzelver- 
bände und den Zentralen Kreditaussehuss zusam- 
menzutragen und die Ergebnisse in dieser Form öf- 
fentlieh zu maehen sowie dem Deutsehen Bundestag 
vorzulegen. 

3. Die Bundesregierung ist ebenfalls der Ansieht, dass 
trotz der aktuell unbefriedigenden Datenlage Parame- 
ter, die in diesem Berieht näher dargelegt wurden, 
existieren, die zumindest dafür spreehen, dass das 
Problemfeld bezüglieh der Bürgerinnen und Bürger, 
die unversehuldef kein Girokonto haben, im Be- 
riehfszeitraum nieht signifikant abgenommen und 
sieh damit nieht auf für Handlungsoptionen redun- 
dante Einzelfälle zurüekentwickelf hat. Qualitative, 
messbare Verbesserungen sind also im Beriehtszeit- 
raum nieht eingetreten. Das Problem besteht viel- 
mehr ungesehmälert weiter. 

Aus der vom ZKA übermittelten Zahl von rund 
1,9 Millionen so genannten Girokonten für jeder- 
mann kann nieht gesehlossen werden, dass eine sieht- 
bare Verbesserung der Situation eingetreten ist. Zwar 
ist aufgrund der vorgelegten Zahlen im Beriehtszeit- 
raum wiederum von einer leiehten Zunahme der Zahl 
der Girokonten für jedermann in allen Verbandssek- 
foren auszugehen. Dieses Ergebnis wird zu Lasfen 
der Aussagekraft dadureh verzerrt, dass es die Kre- 
ditwirtsehaft versäumt hat, in der Vergangenheit für 
die Dafenerhebung Kriferien zu enfwiekeln und an 
die einzelnen Institute weiterzugeben, die eine sau- 
bere Abgrenzung von anderen Kontenformen, die mit 
einer aussehließliehen Kontoführung im Guthaben- 
bereieh verbunden sind, zulassen. 

Für die Erhebungen des ZKA blieb es bisher den ein- 
zelnen Instituten und Reehenzentren überlassen, naeh 
eigenen Kriterien zu entseheiden, welehe Konten auf 
Guthabenbasis sie als Girokonto für jedermann klas- 
sifizieren. Aus diesem Grunde werden in der über- 
mittelten Zahl so genannter Girokonten für jeder- 
mann aueh Kontenformen erfasst, die die engen 
Voraussetzungen des Girokontos für jedermann und 
dessen Zweekriehtung niehf erfüllen. 

4. Bezüglieh der zweifen Forderung des Deufsehen 
Bundesfages und den von der Bundesregierung im 
lefzten Berieht geäußerten Erwartungen muss festge- 
stellt werden, dass die Empfehlung der Kreditwirt- 
sehaft nieht um die geforderten Elemente ergänzt 
worden ist. 

Dagegen haben die Spitzenverbände der Kreditwirt- 
sehaft ihre jeweiligen Mitgliedsinstitute - wenn aueh 
erst im Sommer 2005 - aufgefordert, die Kündigung 
und Ablehnung von entspreehenden Girokonten 
sehriftlieh zu begründen und dabei auf die Möglieh- 
keit der kostenlosen Inanspruehnahme einer Sehlieh- 
tungsstelle hinzuweisen. Die in diesem Zusammen- 
hang eingeführten Vordrueke sind diesem Berieht als 
Anlage beigefügt. 

Ob dieser Aufforderung konsequent und fläehende- 
ekend in allen Gesehäftstellen mit Kontoführung 
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nachgekommen wird, kann zu diesem Zeitpunkt 
nicht beurteilt werden. 

5. Aus Sicht der Bundesregierung ist es positiv zu wer- 
ten, dass die Annahme und Behandlung von Be- 
schwerden im Zusammenhang mit der Kündigung 
oder Ablehnung eines Girokontos für jedermann 
durch die Schlichtungsstellen der Kreditwirtschaft 
unproblematisch verläuft. Dies wird auch durch die 
Verbraucherverbände anerkannt. 

Hinsichtlich der Verfahrensdauer zeigen allerdings 
die Bewertungen durch die Kreditinstitute sowie die 
Verbraucherschutzverbände, dass in diesem Bereich 
Verbesserungspotenzial besteht. 

Da die Schlichtungssprüche für die einzelnen Kredi- 
tinstitute nicht verbindlich sind und es in wenigen 
Einzelfällen dazu gekommen ist, dass beteiligte Kre- 
ditinstitute die zugunsten des Kunden ausgegangenen 
Schlichtungssprüche nicht angenommen haben, bzw. 
nach den Verfahrensordnungen im Falle „Girokonto 
für jedermann“ nur eine Feststellung über die Einhal- 
tung der ZKA-Empfehlung getroffen und keine kon- 
krete Handlungsanweisung an das betreffende Kredit- 
institut erteilt wird, sollte auch hier - ungeachtet des 
wiederholt vorgetragenen Angebots der Spitzenver- 
bände sich den Einzelfällen gesondert anzunehmen - 
über andere Lösungskonzepte nachgedacht werden. 

Die Veröffentlichungspraxis von Schlichtungssprü- 
chen ist ebenfalls noch nicht zufriedenstellend. Die 
geringe Zahl von Veröffentlichungen seit der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestags vom 30. Juni 
2004 verdeutlicht, dass das Verfahren noch transpa- 
renter und damit verbraucherorientierter gestaltet 
werden sollte. Vor allem ist es nicht ausreichend, dass 
nur einige Spitzenverbände der Kreditwirtschaft ver- 
einzelte Schlichtungssprüche veröffentlichen. Über 
die derzeitige Veröffentlichungspraxis kann nicht das 
Ziel erreicht werden, dass „einzelne Schlichtersprü- 
che Signalwirkung auch für andere Banken enfwi- 
ckeln“5® wie es sich die Bundesregierung in ihrem 
lefzfen Bericht erhofft hat. 

Der Verfahrensweg über die Schlichtungsstelle ist 
nützlich und hat ausweislich der Statistik der Ombuds- 
marmverfahren eine hohe Erfolgsquote. Die Möglich- 
keit der kostenlosen Inanspruchnahme von Schlich- 
tungsstellen bei der Ablehnung oder Kündigung eines 
Girokontos für jedermann isf den Betroffenen im 
Berichtszeitraum jedoch weitgehend unbekannt ge- 
blieben. Bei konsequenter und flächendeckender Ver- 
wendung der neu eingeführten Vordrucke für die 
schriftliche Begründung der Kündigung oder Ableh- 
nung der Einrichtung eines Girokontos durch die 
Kreditinstitute, die auch einen Hinweis auf die Mög- 
lichkeit der kostenlosen Inanspruchnahme einer 
Schlichtungsstelle enthalten, ist zu erwarten, dass der 
Bekanntheitsgrad sich zukünftig erhöht. 


Vergleiche Bundestagsdrucksache 15/2500. 


Allerdings weisen die angesichts der Gesamtproble- 
matik bescheidenen Zahlen der Schlichtersprüche in 
diesem Bereich auch aus, dass den Kontosuchenden 
allein und ausschließlich mit einem Verfahrensweg 
nicht wirksam geholfen werden kann. Denn ebenso 
wie die Geltendmachung von vermeintlichen An- 
sprüchen vor Gericht setzt er bei den Betroffenen 
Routine und Qualifikation bei der eigenständigen 
Realisierung von Ansprüchen und eigenen Interessen 
voraus, was für die Mehrzahl der Betroffenen nicht 
vorausgesetzt werden kann. 

Aus Sicht der Bundesregierung gibt es trotz insgesamt 
unbefriedigender, allerdings durch Anstrengungen der 
Kreditwirtschaft verbesserungsfähiger Dafenlage nach 
wie vor Indikatoren dafür, dass Bürgerinnen und Bürgern 
seifens der Kreditinsfitufe wegen vielfach hoher Verschul- 
dung, unfer anderem aufgrund von Arbeifslosigkeif, so- 
wie bestehender Kontopfändungen die Einrichtung bzw. 
Weiterführung eines Girokonfos verweigert wird. Trotz 
der Tatsache, dass die Dimension des Problems durch die 
Untersuchungen und Stichproben der Verbraucherschutz- 
verbände aufgrund der dargelegten Erfassungsschwierig- 
keiten nicht mit der gewünschten Aussagekraft dargelegt 
werden kann, steht es für die Bundesregierung fesf, dass 
es sich bis heute um ein unverändertes Phänomen und 
nicht allein um unter dem Strich vemachlässigbare Ein- 
zelfälle handelf. 

Die Empfehlung des ZKA zum Girokonto für jedermann 
reicht aus Sicht der Bundesregierung trotz der unstreiti- 
gen Verbesserungen im Schlichtungswesen nicht aus, das 
bestehende Problem auf Dauer zu minimieren und in Zu- 
kunft eine messbare Wirkung auf die einzelnen Institute 
mit dem Ziel zu entfalten, dem Begehren nach Kontoer- 
öffnung immer dann stattzugeben, wenn dies für das ein- 
zelne Institut nach dem Inhalt der Empfehlung zumutbar 
ist. 

Die ZKA-Empfehlung von 1995 hat in diesem Zusam- 
menhang diese intendierte Wirkung bei den einzelnen In- 
stituten nicht nachhaltig und im gebotenen Umfang her- 
steilen können. Darauf deutet auch der hohe Prozentsatz 
von Schiedssprüchen hin, mit denen dem betroffenen In- 
stitut angeraten wird, ein solches Konto zu eröffnen und 
damit die ursprüngliche Ablehnung zu revidieren. 

Dieses nach zehnjähriger Implementierungspraxis er- 
nüchternde Ergebnis ist - wie im erwähnten Urteil des 
Oberlandesgerichts Bremen vom 22. Dezember 2005 
deutlich zum Ausdruck gebracht wird -, in erster Linie 
dem Charakter der Empfehlung geschuldet. Sie verpflich- 
tet gegenüber dem Kunden zu nichts - sie ist weder für 
den Zenfralen Kreditausschuss noch für die einzelnen 
Kreditinstitute mit einer Rechtspflicht verbunden. Emp- 
fehlungen können allenfalls „nach innen“ wirken, d. h. 
zwischen dem jeweiligen Verband und dem einzelnen 
Kreditinstitut. Dies ist auch dann der Fall, wenn die in 
Rede stehende ZKA-Empfehlung auf den Websites der 
Verbände veröffentlicht worden ist. Trotz der Veröffentli- 
chung dieses Intemums konnte die ZKA-Empfehlung in- 
nerhalb eines Zeitraums von mehr als 10 Jahren aller- 
dings nicht das notwendige erzieherische Umfeld und 
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Problembewusstsein für alle Beteiligten mit dem Ziel 
schaffen, Kunden ein Konto auf Guthabenbasis immer 
dann zu eröffnen, wenn dies für das Insfifuf nicht unzu- 
mutbar ist. 

Ursache hierfür ist, dass Empfehlungen wie die ZKA- 
Empfehlung von 1995 zu nichts verpflichten und nieman- 
den binden. Es ist in diesem Zusammenhang deshalb nicht 
zutreffend, dass diese Empfehlung bisweilen als Selbst- 
verpflichtung der Kreditinstitute interpretiert wird'^o. Mit 
einem Rechtsbindungswillen, was Voraussetzung für eine 
Selbstverpflichtung wäre, ist die Empfehlung gerade nicht 
ausgestattet. Dies gilt im Ergebnis auch für einschlägige 
Schiedssprüche, die gegenüber dem einzelnen Institut be- 
züglich der Einhaltung der ZKA-Empfehlung keinerlei 
Bindungswirkung entfalten. 

Für die Bundesregierung steht fest, dass sich die Empfeh- 
lung des Zentralen Kreditausschusses aus dem Jahr 1995 
zum Girokonto für jedermann in der Praxis nicht in dem 
gewünschten Umfang bewährt hat. Das Instrument der 
ZKA-Empfehlung konnte strukturell - gerade in Zeiten 
hoher Arbeitslosigkeit, die natürlich auf die Einkom- 
menssituation der betroffenen Bevölkerungsteile Auswir- 
kungen hat, - nicht angemessen zur Problemlösung bei- 
tragen. Dieses strukturelle Defizit kann auch nicht 
wirkungsvoll dadurch beseitigt werden, dass im Nachhi- 
nein Ergänzungen des Inhalts der Empfehlung vorgenom- 
men werden. 

Die Bundesregierung kommt vielmehr zum Ergebnis, 
dass allein ein Maßnahmepaket neuen Inhalts, das ge- 
meinsam von Staat und Wirtschaft getragen wird, geeig- 
net wäre, mittelfristig Verbesserungen in diesem Bereich 
sicherzustellen. 

Die Analyse der aktuellen Diskussion in Frankreich und 
in anderen europäischen Ländern ergibt einerseits, dass 
die Problematik des Zugangs zu einem Konto für sozial 
Schwache im Allgemeinen und der Kontoführung für 
überschuldefe und von Überschuldung bedrohte Familien 
im Besonderen kein nationales Phänomen ist und ande- 
rerseits singuläre Maßnahmen kaum zur Problemlösung 
beitragen können. 

Die Bundesregierung hält die Handlungsoptionen in un- 
seren Nachbarländern für bedenkenswerf, soweif diese 
auf unser Rechtssysfem transformierbar sind. 

Hinsichtlich des gesellschaftlichen Problems der unter 
anderem aus Arbeitslosigkeit erwachsenden Überschul- 
dung und der dadurch bestehenden Gefahren der finanzi- 
ellen und vielfach sozialen Ausgrenzung von Bürgerin- 
nen und Bürgern präferiert die Bundesregierung bei dem 
damit in Zusammenhang stehenden Problem verweigerter 
oder gekündigter Konten folgende Handlungsoption: 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, dass das seit zehn 
Jahren vom Bundestag wiederholt zur Kenntnis genom- 
mene und erörterte Problem des Zugangs zu einem Konto 
nur in einer gemeinsamen Anstrengung von Staat und 


“ So z. B. im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
7. März 2006 (Bundestagsdmcksache 16/818). 


Wirtschaft gelöst werden kann. Hieraus folgt nach Über- 
zeugung der Bundesregierung auch, dass eine Lösung 
nicht ausschließlich gesetzliche Regelungen erforderlich 
macht, sondern die Kreditwirtschaft durch Selbstver- 
pfiichtungen und Selbstregulierung einen wesentlichen 
Beitrag leisten kann. 

Gemeinsames Ziel von Staat und Kreditwirtschaft muss 
es sein, allen Bürgerinnen und Bürgern schnell, einfach 
und auf praktikable Weise die Teilnahme am bargeldlosen 
Zahlungsverkehr zu ermöglichen. Hierdurch könnten 
auch die in einer Vielzahl von Fällen mit der Kontolosig- 
keit direkt verbundenen Probleme wachsender Über- 
schuldung minimiert werden. Ein wichtiger Beitrag zum 
Schuldnerschutz ist unstreitig der Zugang zu einem Giro- 
konto auf Guthabenbasis. Allerdings darf der Zugang zu 
einem Girokonto nicht nachträglich durch Kündigungen 
von Girokonten wieder in Frage gestellt werden. 

Die Bundesregierung schlägt deshalb vor: 

- Die Bundesregierang legt noch im Jahr 2006 einen 
Gesetzesentwurf zur Änderung des Kontenpfändungs- 
rechts vor, um für die kontenführenden Kreditinsfitufe 
die rechtlichen Rahmenbedingungen zu verbessern. 

- Die Kreditwirtschaft ersetzt die bislang rechtlich un- 
verbindliche Empfehlung des ZKA aus dem Jahr 1995 
durch eine Selbstverpfiichtung, die diesen Namen ver- 
dient. Darunter versteht die Bundesregierung eine Ver- 
pflichtung der einzelnen Kreditinstitute, Bürgerinnen 
und Bürgern auf Wunsch ein Girokonto für jedermann 
zu eröffnen bzw. ein solches Konto weiterzuführen, 
soweif diesem Wunsch keine Unzumufbarkeifsgründe 
enfgegensfehen. Diese Verpflichtung muss die einzel- 
nen Kreditinstitute gegenüber (potenziellen) Kunden 
rechtlich binden. Darüber hinaus verpflichten sich die 
Kreditinstitute, die Schlichtungssprüche ihrer jeweili- 
gen Schlichtungsstellen als bindend zu akzeptieren. 

Durch diese Maßnahmen der Kreditwirtschaft würde 
das bisher bestehende Defizit der jetzigen Empfeh- 
lung, die fehlende rechtliche Bindung gegenüber den 
Kunden, beseitigt und Rechtssicherheit für die befrof- 
fenen Bürgerinnen und Bürgern geschaffen werden. 

Eine gesefzliche Regelung des Rechfs auf ein Girokonto 
und damif die Schaffung eines Kontrahierangszwangs 
wird jedoch gegenwärfig von der Bundesregierung nicht 
für erforderlich angesehen. 

Dieser Lösungsweg wurde und wird allerdings von ein- 
zelnen im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien und 
von den Verbraucherschutzverbänden gefordert. Auch 
finden sich dazu durchaus Parallelen zu den Rechtsord- 
nungen des europäischen Auslands. 

Hiergegen spricht allerdings, dass ein Kontrahierangs- 
zwang die Ausnahme in einem auf Vertragsfreiheit beru- 
henden Privatrecht darstellt, selbst wenn Gründe der Zu- 
mutbarkeit im Einzelfall eine Ablehnung oder Kündigung 
eines Girokontos rechtfertigen. Gerade die Erfahrungen in 
Ländern mit einer verbreiteten Kultur der Selbstregulie- 
rang zeigen, dass Maßnahmen der Selbstregulierang und 
Selbstverpflichtung auf einem einfacheren Verfahrensweg 
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ähnliche positive Regelungseffekte haben können wie ge- 
setzliche Maßnahmen. Bevor der Weg über eine gesetzli- 
che Regelung beschritten wird, müsste zudem detailliert 
untersucht werden, ob eine gesetzliche Regelung des 
Rechts auf ein Girokonto, wie sie bereits im Sparkassen- 
recht einiger Bundesländer existiert, den von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Maßnahmen zur Optimierung 
der ZKA-Empfehlung tatsächlich überlegen ist und mehr 
Rechtssicherheit für alle Beteiligten erzeugen könnte. Ein 
eindeutiges Ergebnis ist aufgrund der bisher vorliegenden 
Erkenntnisse nicht ersichtlich. 

Für eine solche Selbstverpflichtung der einzelnen Insti- 
tute für das Produkt „Girokonto für jedermann“, die ge- 
genüber dem Einzelnen verbindlich eingegangen wird, 
spricht, 

- dass eine Selbstverpflichtung Rechtssicherheit für die 
betroffenen Bürgerinnen und Bürger schafft; 


- dass weitere Einsparpotentiale auf Seiten der Wirt- 
schaft und des Staates ermöglicht werden, wenn der 
bargeldlose Zahlungsverkehr allen zugänglich ist und 
so Ein- und Auszahlungen schneller und kostengünsti- 
ger erfolgen könnten. Ebenso könnten Einsparpotenti- 
ale auf Seiten insbesondere der Empfänger staatlicher 
Leistungen genutzt werden; hierdurch würde zugleich 
die Verwendung der staatlichen Transfers für den ei- 
gentlich intendierten Zweck verbessert; 

- dass der logistische Aufwand, der auf Seiten der Kre- 
ditwirtschaft aus der Verwendung von Bargeld resul- 
tiert, weiter reduziert werden könnte; 

- dass die Nutzung von Strohmannkonten vermindert 
werden könnte; 

- dass zugleich die Reintegration von sozial und finan- 
ziell ausgegrenzten Teilen der Bevölkerung nachhaltig 
gefördert würde. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 16/2265 


ZKA-Empfehlung zum Girokonto für jedermann 


Anlage 1 


Alle Kreditinstitute, die Girokonten für alle Bevölke- 
rungsgruppen fuhren, halfen für jede/n Bürgerin/Bürger 
in ihrem jeweiligen Geschäftsgebiet auf Wunsch ein 
Girokonto bereit. Der Kunde erhält dadurch die Mög- 
lichkeit zur Entgegennahme von Gutschriften, zu 
Barein- und -auszahlungen und zur Teilnahme am 
Überweisungsverkehr. Überziehungen braucht das Kre- 
ditinstitut nicht zuzulassen. Jedem Institut ist es freige- 
stellt, darüber hinausgehende Bankdienstleistungen 
anzubieten. 

Die Bereitschaft zur Kontoführung ist grundsätzlich 
gegeben, unabhängig von Art und Höhe der Einkünfte, 
z. B. Arbeitslosengeld, Sozialhilfe. Eintragungen bei der 
SCHUFA, die auf schlechte wirtschaftliche Verhältnisse 
des Kunden hindeuten, sind allein kein Grund, die Füh- 
rung eines Girokontos zu verweigern. 

Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, ein Girokonto 
für den Antragsteller zu führen, wenn dies unzumutbar 
ist. ln diesem Fall darf die Bank auch ein bestehendes 
Konto kündigen. Unzumutbar ist die Eröffnung oder 
Fortführung einer Kontoverbindung insbesondere, wenn 


- der Kunde die Leistungen des Kreditinstitutes miss- 
braucht, insbesondere für gesetzwidrige Transaktio- 
nen, z. B. Betrug, Geldwäsche o. Ä.; 

- der Kunde Falschangaben macht, die für das 
Vertragsverhältnis wesentlich sind; 

- der Kunde Mitarbeiter oder Kunden grob belästigt 
oder gefährdet; 

- die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme 
am bargeldlosen Zahlungsverkehr nicht gegeben ist, 
weil z. B. das Konto durch Handlungen vollstrecken- 
der Gläubiger blockiert ist oder ein Jahr lang umsatz- 
los geführt wird; 

- nicht sichergestellt ist, dass das Institut die für die 
Kontoführung und -nutzung vereinbarten üblichen 
Entgelte erhält; 

- der Kunde auch im Übrigen die Vereinbarungen 
nicht einhält. 
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Anlage 2 

Absender: 


Ort, Datum; 


Kundenbeschwerdestelle: 


ZKA-Empfehlung „Girokonto für jedermann“ 
Ablehnung einer Kontoführung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
von der 


Name und Anschnft der/des Bank/Kreditinstitutes: 


Zweigstelle/Filiale: 


wurde mir am 

die D Einrichtung □ Fortführung ’ eines „Girokontos für jedermann“ verwehrt. 

(Ggf Gründe: ). 

Kopien aller relevanten Unterlagen habe ich diesem Schreiben - sofern vorhanden - als Anlage 
beigefügt. 

Ich bitte um Überprüfung. 

Mit freundlichen Grüßen 


Zutreffendes bitte markieren 




Ausfertigung für den Antragsteller/Kunden 
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Anlage 3 


Interne Angaben dw Bank/Ablagehinweise 


Ablehnung der Eröffnung/Kündigung eines „Girokonto für jedermann“ 


I I Der Antrag auf Eröffnung eines „Girokonto für jedermann“ der nachstehend benannten Person wurde abgelehnt, 
n Das „Girokonto für jedermann“ des nachstehend benannten Kunden wurde gekündigt. 


Name und 
Anschrift 


ggf. Konto-Nr, 



Begründung' 

CU Der Antragsteller/Kunde verfügt bereits über ein Girolwnto. 

CU Der Antragsteller/Kunde ist kein Verbraucher und das Konto wlrd/sotl (auch) für seine unternehmerische Tätigkeit genutzt werden. 

[U Der Antragsteller/Kunde hat die Leistungen der Bank missbraucht, insbesondere für gesetzwidrige Transaktionen (z.B. Betrug o.ä.). 
CU Der Antragsteiler/Kunde hat Falschangaben gemacht, die für das Vertragsverhältnis wesentlich sind. 

CU Der Kunde hält die mit ihm getroffenen Vereinbarungen nicht ein. 

□ Die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr ist nicht gegeben, weil z.B das Konto durch Hand- 
lungen vollstreckbarer Gläubiger blockiert ist oder ein Jahr lang umsatzlos geführt wurde. 

□ Es ist nicht sichergestellt, dass die Bank die für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten Entgelte erhält. 

CU Die Kontoeröffnung oder die Fortführung des Kontos ist aus sonstigen/weiteren Gründen unzumutbar (nähere Begründung s u ). 


Ort, Datum, 
Unterschrift 
der Bank 


Hinweis für den Kunden; Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen privaten Banken und Kunden hat der Bundes- 
verband deutscher Banken e.V. für die ihn angeschlossenen Banken ein außergerichtliches Schlichtungsverfahren, den Ombuds- 
mann der privaten Banken (im Internet: www.bankenonibudsmann.cte), geschaffen. Beschwert sich etwa ein Kunde darüber, dass 
die Bank ihm ein „Girokonto für jedermann“ verwehrt, überprüft ein unabhängiger und neutraler Schlichter (Ombudsmann), ob die 
Bank hierbei die auf der Rückseite abgedruckte Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses beachtet hat. Das Ombudsmann- 
7 verfahren ist für den Beschwerdeführer kostenlos; er hat nur seine eigenen Kosten (z.B. Porto) zu tragen. 

o 

~ Die etwaige Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbeschwerdesteife beim Bundesverband deutscher Banken e.V. (per Post: Post- 
S fach 040307, 10062 Berlin/Fax 030/1663 3169/per E-Mail: ombudsmann(S)bdb.de) zu richten. 


Id. ’ Zuryffoapes bitte ankreuzen luerbei bitte die auf der Ruck&eite abgediuckle Empfehlung <Je& Zentralen Kreditausschiissee , G/rokonic für jedermann heac hte 


1 
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noch Anlage 3 


Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses* „Girokonto für jedermann“ 

Alle Kreditinstitute, die Girokonten für alle Bevölkerungsgruppen führen, halten für jede/n Bürgerin/Bürger 
in ihrem jeweiligen Geschäftsgebiet auf Wunsch ein Girokonto bereit. Der Kunde erhält dadurch die 
Möglichkeit zur Entgegennahme von Gutschriften, zu Barein- und -auszahiungen und zur Teilnahme am 
Überweisungsverkehr. Überziehungen braucht das Kreditinstitut nicht zuzulassen. Jedem Institut ist es 
freigestellt, darüber hinausgehende Bankdienstleistungen anzubieten. 

Die Bereitschaft zur Kontoführung ist grundsätzlich gegeben, unabhängig von Art und Höhe der Einkünfte, 
z.B. Arbeitslosengeld, Sozialhilfe. Eintragungen bei der SCHUFA, die auf schiechte wirtschaftliche Verhält- 
nisse des Kunden hindeuten, sind allein kein Grund, die Führung eines Girokontos zu verweigern. 

Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, ein Girokonto für den Antragsteller zu führen, wenn dies unzumutbar 
ist. In diesem Fall darf die Bank auch ein bestehendes Konto kündigen. Unzumutbar ist die Eröffnung oder 
Fortführung einer Kontoverbindung insbesondere, wenn 

- der Kunde die Leistungen des Kreditinstitutes missbraucht, insbesondere für gesetzwidrige Trans- 
aktionen, z.B. Betrug, Geldwäsche o.ä. 

- der Kunde Falschangaben macht, die für das Vertragsverhältnis wesentlich sind 

- der Kunde Mitarbeiter oder Kunden grob belästigt oder gefährdet 

- die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr nicht gegeben ist, 
weil z.B. das Konto durch Handlungen vollstreckender Gläubiger blockiert ist oder ein Jahr lang 
umsatzlos geführt wird 

- nicht sichergestellt ist, dass das Institut die für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten üblichen 
Entgelte erhält 

- der Kunde auch im Übrigen die Vereinbarungen nicht einhält. 


• Im Rahnen des Zentralen Kreditausschusses (ZKA) arbeiten die Spitzenverbande des deutschen Kreditgewerbes (Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 
e V . Bundesverband deutscher Banken e V , Bundesverband öffentlicher Banken Deutschlands e V . Deulschw Sparkassen und Giroverband e V und Verband deutscher Hypothe 
kenbanken 0 V ) bei einer Vielzahl wichtiger Arbeitsgebiete zusammen Der ZKA im Internet wwwzkade ■ 
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im^e Angaben Bank/Ablageltinweise 


Ablehnung der Eröffnung/Kündigung eines „Girokonto für jedermann“ 

n Der Antrag auf Eröffnung eines „Girokonto für jedermann“ der nachstehend benannten Person wurde abgelehnt. 

□ Das „Girokonto für jedermann" des nachstehend benannten Kunden wurde gekündigt. 


Name und 
Anschrift 


ggf. Konto-Nr. 



Begründung' 

EU Der Antragsteller/Kunde verfügt bereits über ein Girokonto. 

CU Der Antragsteller/Kunde ist kein Verbraucher und das Konto wird/soll (auch) für seine unternehmerische Tätigkeit genutzt werden. 

CE Der Antragsteller/Kunde hat die Leistungen der Bank missbraucht, insbesondere für gesetzwidrige Transaktionen (z.B. Betrug o.ä.). 

[Z] Der Antragsteller/Kunde hat Falschangaben gemacht, die für das Vertragsverhäitnis wesentlich sind. 

CE Der Kunde hält die mit ihm getroffenen Vereinbarungen nicnt ein. 

CE Die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr ist nicht gegeben, v;eil z.B, das Konto durch Hand- 


lungen vollstreckbarer Gläubiger blockiert Ist oder ein Jahr lang umsatzlos geführt wurde. 

!E] Es ist nicht sichergestellt, dass die Bank d'e für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten Entgelte erhält. 

EE Die Kontoeröffnung oder die Fortführung des Kontos ist aus sonstigen/weiteren G''unden unzumutbar (nähere Begründung s.u.). 



Hinweis für den Kunden: Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen privaten Banken und Kunden hat der Bundes- 
verband deutscher Banken e.V. für die Ihn angeschlossenen Banken ein außergerichtliches Schlichtungsverfahren, den Ombuds- 
mann der privaten Banken (Im Internet: www.bankenombudsmann.de), geschaffen. Beschwert sich etwa ein Kunde darüber, dass 
die Bank Ihm ein „Girokonto für jedermann“ verwehrt, überprüft ein unabhängiger und neutraler Schlichter (Ombudsmann), ob die 
Bank hierbei die auf der Rückseite abgedruckte Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses beachtet hat. Das Ombudsmann- 
verfahren Ist für den Beschwerdeführer kostenlos; er hat nur seine eigenen Kosten (z.B. Porto) zu tragen. 

Die etwaige Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbeschwerdeslelle beim Bundesverband deutscher Banken e.V. (per Post: Post- 
fach 040307, 10062 Berlln/Fax 030/1663 3169/per E-Mail: ombudsmann(a)bdb.de) zu richten. 


ZutrGi'tncQi Titte tinkreuzer, tiierbei oitte die au' der ^uckseile augedrucrklc i^inpfelilung des Zentralen Kiedilausscliijsses „Girokonto für jecierrrann' bedol-ten 
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Empfehlung des Zentralen Kreditausschusses* „Girokonto für jedermann“ 

Alle Kreditinstitute, die Girokonten für alie Bevölkerungsgruppen führen, halten für jede/n Bürgerin/Bürger 
in ihrem jevireiligen Geschäftsgebiet auf Wunsch ein Girokonto bereit. Der Kunde erhält dadurch die 
Möglichkeit zur Entgegennahme von Gutschriften, zu Barein- und -auszahlungen und zur Teilnahme am 
ÜbenA/eisungsverkehr. Überziehungen braucht das Kreditinstitut nicht zuzulassen. Jedem Institut ist es 
freigestellt, darüber hinausgehende Bankdienstleistungen anzubieten. 

Die Bereitschaft zur Kontoführung ist grundsätzlich gegeben, unabhängig von Art und Höhe der Einkünfte, 
z.B. Arbeitslosengeld, Sozialhilfe. Eintragungen bei der SCHUFA, die auf schlechte wirtschaftliche Verhält- 
nisse des Kunden hindeuten, sind allein kein Grund, die Führung eines Girokontos zu verweigern. 

Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, ein Girokonto für den Antragsteller zu führen, wenn dies unzumutbar 
ist. In diesem Fall darf die Bank auch ein bestehendes Konto kündigen. Unzumutbar ist die Eröffnung oder 
Fortführung einer Kontoverbindung insbesondere, wenn 

- der Kunde die Leistungen des Kreditinstitutes missbraucht, insbesondere für gesetzwidrige Trans- 
aktionen, z.B. Betrug, Geldwäsche o.ä. 

- der Kunde Falschangaben macht, die für das Vertragsverhältnis wesentlich sind 

- der Kunde Mitarbeiter oder Kunden grob belästigt oder gefährdet 

- die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr nicht gegeben ist, 
weil z.B. das Konto durch Handlungen vollstreckender Gläubiger blockiert ist oder ein Jahr lang 
umsatzlos geführt wird 

- nicht sichergestellt ist, dass das Institut die für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten üblichen 
Entgelte erhält 

- der Kunde auch im Übrigen die Vereinbarungen nicht einhält. 


• Im Rahmen des Zentralen Kreditausschusses (ZKA) arbeiten Cie Sptfzenveroande des deutschen Kreditgewerbes (Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 
e V . Bundesverband deutscher Banken e V , Bundesverband öffentlicher B^ken Deutschlands e V , Deutscher Sparkassen und Giroverband e V und Verband deutscher Hvpolhe 

kenbanken eV) bei einer Vielzahl wichtiger Arbeitsgebiete zusammen Der ZKA im Internet WWW zka de 4 




Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-35- 


Drucksache 16/2265 


noch Anlage 3 


i 

Ablehnung der Eröffnung/Kündigung eines „ 

Girokontos für jedermann" 

,_J 




Kunde/Antiag^eller (Name Anschrift, gegebenenfalls Kontonummer) 

Bank (Anschrift, BLZ) 

1 1 Der Antrag auf Eröffnung eines „Girokontos für jedermann*' der oben benannten Person wurde abgelehnt 

1 ] Das „Girokonto für jedermann" des oben benannten Kunden wurde gekündigt 

! 

Begründung der Ablehnung 

[ 1 Der Wohnsitz des Antragstellers liegt außerhalb des Geschaftsgebietes der Bank. 



[Jj Der Antragsteller verfugt bereits über ein Girokonto. 

Der Antragsteller ist kein Verbraucher bzw. das Konto soll (auch) für seine untemehmensche T^igkeit genutzt werden. 

I I Der Antragsteller hat Falschangaben gemacht, die für das Vertragsverhaltnis wesentlich sind. 

I I Es ist nicht sichergestellt, dass die Bank die für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten üblichen Entgelte ertialt. 

I I Der Antragsteller hat Mitarbeiter oder Kunden der Bank grob belästigt oder gefährdet 

j~] Die Kontoeröffnung ist aus sonstigen/weiteren Gründen unzumutbar (Begründung siehe unten). 

Begründung der Kontokündigung 
I I Der Kunde verfugt über ein weiteres Girokonto 

I I Der Kunde nutzt das Konto nicht als Pnvatkonto, sondern (auch) für seine untemehmensche Tätigkeit. 

I I Der Kunde hat die Leistungen der Bank missbraucht, insbesondere für gesetzwidnge Transaktionen (z. B. Betrug oder Ähnliches). 

I I Der Kunde hat Falschangaben gemacht, die für das Vertragsverhältnis wesentlich sind. 

I I Der Kunde halt die mit ihm getroffenen Vereinbarungen nicht ein. 

I Die bezweckte Nutzung des Kontos zur Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr ist nicht geg^en, weil 2 B. das Konto durch Handlun- 
' — ‘ gen vollstreckender Gläubiger blockiert ist oder ein Jahr lang umsatzlos geführt wurde. 

I I Es ist nicht sichergestellt, dass die Bank die für die Kontoführung und -nutzung vereinbarten üblichen Entgelte erhält. 

I I Der Kunde hat Mitarbeiter oder Kunden der Bank grob belästigt oder gefährdet 
[ I Die Fortführung des Kontos ist aus sonstigenA/veiteren Gründen unzumutbar (Begründung si^e unten) 


Sonstige Begründung 


Ort Datum 


Bank 


Hinvtrais für den Kunden: Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Genossenschaftsbanköi und Kunden wurde das Ombuds- 
mannverfahren der deutschen g^ossenschaftlidien Bankengruppe eingerichtet Beschwert sich etwa ein Kunde darüber, dass die Bank ihm ein 
„Girokonto für jedermann" verwehrt, überprüft ein unabhängiger Schlichter (Ombudsmann), ob die Bank hierbei die Empfehlung des Zentralen 
: Kreditausschusses (siehe www.zk3 de) beachtet hat Das Ombudsmannverfahren ist für den Beschwerdeführer kostenlos, er hat nur seine eige- 
nen Kosten (2 B Porto) zu tragen. 

Eine etwaige Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 
e V (Postfach 30 92 83, 10760 Beriin/Fax 0 30-20 21-19 Q8/E-Mail kitfidenbeschwerdestelleigibvrde) zu richten 


3401501 ßGVERLAG 305 


Urschrift für den lOinden 
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